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(Nr. 14041.) Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Gemeindeverfaſſungsgeſetz. 
Vom 15. Dezember 1933. 


Staatsmacht und Volksfreiheit miteinander zu verſöhnen, iſt die Aufgabe des dem Volke 
dienenden Staates. 


Der Reichsfreiherr vom Stein verſuchte, die Löſung dieſer Aufgabe einzuleiten, als er 
Bauern und Bürgern den Weg zu einer Selbſtverwaltung erſchloß, die den Gemeinſinn anregte, 
vom Eigennutz und von verwerflicher Nörgelei ablenkte und durch verantwortliche Mitarbeit zur 
Erkenntnis der Staatsnotwendigkeiten erzog. Als die Staatsmacht und echte Selbſtverwaltung 
verfielen, weil die Freiheit in zügelloſe Eigenſucht und Verantwortungsloſigkeit gegenüber dem 
Volksganzen ausartete, verwirklichte Adolf Hitler in der Organiſation der NSDAP. wahre 
deutſche Freiheit, die in Manneszucht und Gefolgſchaftstreue gegenüber dem allein verantwort⸗ 
lichen Führer der Eigenſucht entſagt und dem Volksganzen dient. 


Wo auch der junge deutſche Staatsbürger heranwachſe, im Bauerndorf, in der Landgemeinde 
oder in der Stadt, überall ſoll er, nicht nur in der den Staat tragenden Partei, ſondern auch in 
der Staatsverwaltung und in der Selbſtverwaltung von dieſen Freiheit, Autorität und Verant⸗ 
wortung miteinander verbindenden Grundſätzen umgeben ſein. 


So ſoll dem kommenden Geſchlechte die Erkenntnis in Fleiſch und Blut übergehen, daß nur 
die Beachtung dieſer Grundſätze Ehre und Anſehen im deutſchen Volke verleiht, und der einzelne 
daher im wohlverſtandenen eigenen Intereſſe zu lernen hat, ſeine Willkür zu beſchränken und 
ſeinen Willen vor allem auf die Erhaltung des Volksganzen und ſeiner Grundlagen zu lenken. 


Bis ein Reichsgeſetz demnächſt eine grundlegende Reform der Gemeindeverfaſſung für 
das ganze Reich durchführt, erläßt das Preußiſche Staatsminiſterium dieſes Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetz, das die nationalſozialiſtiſche Staatsauffaſſung auch im Gemeindeleben ſichert und die in 
der Gemeindeverwaltung drohende Unordnung beſeitigt. 
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Erſter Teil. 


Von den Grundlagen der Gemeindeverfaſſung. 


St, 

() Die Gemeinde ift die vom Staate als ſolche anerkannte, geſchichtlich gewordene und zur 
Einheit gewachſene Zelle räumlichen Zuſammenlebens einer Vielheit von Familien und örtlichen 
Zuſammenſchluſſes von Einrichtungen, Anlagen und Werken. 

(2) Die Gemeinde iſt berufen, im Rahmen der Geſetze und im Einklang mit den Zielen der 
Staatsführung unter eigener Verantwortung die in der örtlichen Gemeinſchaft wirkſam werdenden 
Kräfte des Volkes zu fördern und ihre geſchichtliche, landſchaftliche, kulturelle und wirtſchaftliche 
Eigenart zu pflegen. 

(3) Die Gemeinde iſt mit der Staatsverwaltung dadurch verbunden, daß ihrem Leiter durch 
Geſetz oder Verordnung beſtimmte ſtaatliche Aufgaben zur Ausführung nach Anweiſung übertragen 
werden können. 8 

(4) Die Gemeinde ſtellt bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die ehrenamtliche Mitwirkung der 
Volksgenoſſen in den Dienſt der Allgemeinheit und ſtärkt damit in ihnen das Gefühl der Ver⸗ 
antwortung für Volk und Staat. 


82. 

() Es gibt Bauerndörfer, Landgemeinden und Städte. 

(2) Bauerndörfer ſind Gemeinden, in denen der überwiegende Teil der Volksgenoſſen dem 
Reichsnährſtand angehört. Städte ſind Gemeinden, denen das Recht, die Bezeichnung Stadt zu 
führen, ſtaatlich verliehen iſt. Die übrigen Gemeinden ſind Landgemeinden. 

) Den Gemeinden kann vom Staate das Recht verliehen werden, Wappen und Siegel zu 
führen. Sie können ferner auf Grund ftaatlicher Verleihung nach ihrer geſchichtlichen Vergangen⸗ 
heit, ihrer Eigenart oder Bedeutung beſondere Bezeichnungen wie Hauptſtadt, Hanſeſtadt, Handels⸗ 
ſtadt, Kreisſtadt, Landſtadt, Flecken, Koog, Markt u. dergl. führen. 


8 3. 
Einwohner der Gemeinde iſt, wer in der Gemeinde wohnt. Bürger iſt, wer das Bürgerrecht 
in der Gemeinde beſitzt. Nur der Bürger wird zur Verwaltung herangezogen. 


8 4. 

() Die Verwaltung führt als Leiter der Gemeinde in Bauerndörfern der Dorfſchulze, in 
Landgemeinden der Gemeindeſchulze, in Städten der Bürgermeiſter. In Städten, die einem Lan⸗ 
kreiſe nicht angehören, führt der Bürgermeiſter die Amtsbezeichnung Oberbürgermeiſter. 

(2) Der Leiter der Gemeinde trägt die volle und ausſchließliche Verantwortung für die 
Verwaltung der Gemeinde. Er hat ſein Wirken ſo zu geſtalten, daß es dem Wohle von Volk, 
Staat und Gemeinde zum beſten gereicht. Er hat die Sonderintereſſen der einzelnen Berufsgruppen 
auszugleichen und in dieſen das Bewußtſein der unlöslichen Schickſalsgemeinſchaft aller Berufs⸗ 
ſtände zu vertiefen. . 


85. 


Der Verwaltung ftehen verdiente und erfahrene Bürger mit ihrem Rate zur Seite. 


8 6. 
Die Staatsaufſicht fördert die Verwaltung der Gemeinde in ihren Aufgaben und wacht 
darüber, daß ſie im rechten Geiſte geführt wird. 


Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 78, ausgegeben am 18. 12. 33. 429 


Zweiter Teil. 
Von den Aufgaben der Gemeinde. 


8.75 
Die Gemeinde darf alle Aufgaben übernehmen, die der Förderung der örtlichen Gemeinſchaft 
und der Pflege ihrer Eigenart dienen, unter Berückſichtigung der Lage der Abgabepflichtigen ihrer 
Leiſtungsfähigkeit entſprechen und wirtſchaftlich vernünftig ſind. Sie darf ſolche Aufgaben nicht 
übernehmen, die nach Maßgabe geſetzlicher Vorſchriften einer anderen Stelle ausſchließlich zu— 
gewieſen ſind oder von anderer Seite ausreichend beſorgt werden. 


8 8. 

Die Gemeinde trifft die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Verwaltungseinrich— 
tungen und ſtellt der örtlichen Gemeinſchaft die erforderlichen öffentlichen und gemeinnützigen 
Anlagen und Anſtalten zur Verfügung. Sie erhält und betreut heimatliche Naturſchönheiten, 
Kulturdenkmäler und Stätten deuſchen Geiſtes, die ſie vor anderen auszeichnen. 


89. 

Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe der hierüber beſtehenden Vorſchriften unter pfleglicher 
Behandlung der Leiſtungskraft ihrer Einwohner und der Wirtſchaft Steuern und ſonſtige Abgaben, 
ſoweit ihre Aufwendungen nicht aus anderen Einnahmen, insbeſondere aus Zuwendungen des 
Reichs, des Landes oder nach Maßgabe des Gemeindefinanzgeſetzes aus ihrem Vermögen beſtritten 
werden können. 

§ 10. 

Die Gemeinde ſtellt für die Ausführung von Angelegenheiten, die ihr durch Geſetz oder Ver⸗ 
ordnung zur Ausführung nach Anweiſung übertragen ſind, die erforderlichen Beamten, Angeſtellten 
und Arbeiter, Einrichtungen und Mittel zur Verfügung, ſoweit nicht in den einzelnen Geſetzen oder 
Verordnungen etwas anderes beſtimmt iſt. 


§ 11. 

Die Gemeinde kann im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit ſolche Angelegenheiten durch Satzung 
regeln, hinſichtlich deren die Geſetze oder Verordnungen entweder keine Vorſchriften enthalten oder 
den Erlaß von Satzungen ausdrücklich geſtatten. Sie iſt zum Erlaß von Satzungen verpflichtet, 
ſoweit Geſetze oder Verordnungen den Erlaß von Satzungen vorſchreiben. Satzungen ſind orts⸗ 
üblich bekanntzumachen. 


§ 12. 

(1) Die öffentlichen Bekanntmachungen erfolgen, ſoweit nicht in kleinen Gemeinden durch 
Satzung eine andere Art der ortsüblichen Bekanntmachung beſtimmt iſt, in einem eigenen amtlichen 
Verkündungsblatt oder in einer vom Leiter der Gemeinde als amtliches Verkündungsblatt bezeich- 
neten Tageszeitung. 

(2) Beſitzt eine Gemeinde ein eigenes amtliches Verkündungsblatt, ſo iſt ſie verpflichtet, auf 
Verlangen Bekanntmachungen der Reichs- und Staatsbehörden in der nächſten Nummer dieſes 
Blattes zum Selbſtkoſtenpreis oder zu einem zu vereinbarenden Pauſchſatze zu veröffentlichen. 


Dritter Teil. 
Von den Einwohnern und Bürgern. 


§ 13. 
(1) Die Einwohner find nach Maßgabe der geſetzlichen und ortsrechtlichen Vorſchriften ver⸗ 
pflichtet, die gemeindlichen Laſten zu tragen, und berechtigt, die öffentlichen Einrichtungen und 
Anſtalten der Gemeinde zu benutzen. 
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(2) Zur Benutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten, die für den Grundbeſitz oder 
Gewerbebetrieb in der Gemeinde beſtehen, ſind auch die Grundbeſitzer und Gewerbetreibenden, die 
nicht Einwohner ſind, für ihren im Gebiet der Gemeinde belegenen Grundbeſitz oder Gewerbe⸗ 
betrieb berechtigt. 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 finden auf juriſtiſche Perſonen und auf ſonſtige Per⸗ 
ſonenvereinigungen entſprechende Anwendung. 


§ 14. 

Sofern die öffentliche Ordnung und Sicherheit es erfordert, kann die Gemeinde durch Satzung 
für ſämtliche in ihrem Gebiete belegenen Grundſtücke einen Anſchlußzwang an Waſſerleitung, 
Kanaliſation, Müllabfuhr und Straßenreinigung vorſchreiben, wenn dieſe Einrichtungen und 
Anſtalten von ihr oder öffentlichen Unternehmungen betrieben werden. Für einzelne Grundſtücke 
oder für beſtimmte Gruppen von Grundſtücken können Ausnahmen zugelaſſen werden; auch kann 
der Anſchlußzwang auf beſtimmte Teile des Gebiets der Gemeinde beſchränkt werden. In den 
Satzungen können für den Fall der Zuwiderhandlung Zwangsgelder bis zur Höhe von 1000 AM 
angedroht werden. Die Feſtſetzung erfolgt durch den Leiter der Gemeinde. 


§ 15. 

(1) Das Bürgerrecht beſitzen die Einwohner der Gemeinde, welche die Rechte eines deutſchen 
Staatsbürgers haben und ſeit mindeſtens einem Jahre ununterbrochen in der Gemeinde wohnen. 
Ohne Rückſicht auf die Dauer des Wohnſitzes in der Gemeinde erwerben das Bürgerrecht aktive 
Reichs⸗ und Staatsbeamte im Falle ihrer Verſetzung mit der Begründung des Wohnſitzes, haupt— 
amtliche Beamte der Gemeinde mit der Berufung in ihr Amt. Letzteres gilt auch für den oberſten 
örtlichen Leiter der NSDAP. ſowie für den rangälteſten Führer der Sturmabteilungen oder der 
Schutzſtaffeln der NS DAP. 

(2) Das Bürgerrecht der Soldaten ruht. 

(3) Die Bürger der Gemeinde ſind in eine Bürgerrolle einzutragen. Die Eintragung iſt 
nicht Vorausſetzung des Bürgerrechts. 

§ 16. 
() Das Bürgerrecht erliſcht 
1. durch nicht ehrenrührigen Verluſt der Rechte eines deutſchen Staatsbürgers, 
2. durch Aufgabe des Wohnſitzes in der Gemeinde. 
() Das Bürgerrecht wird verwirkt 
1. durch ehrenrührigen Verluſt der Rechte eines deutſchen Staatsbürgers, 
2. durch Aberkennung in den Fällen der 88 18, 19 

(3) Erliſcht das Bürgerrecht oder wird es verwirkt, ſo iſt es in der Bürgerrolle zu löſchen. 

Die Verwirkung des Bürgerrechts iſt unter Anführung der Gründe ortsüblich bekanntzumachen. 


§ 17. 

() Die Gemeinde darf deutſchen Staatsbürgern, die ſich um Gemeinde, Staat und Volk 
beſonders verdient gemacht haben, das Ehrenbürgerrecht verleihen. 

(2) Das Ehrenbürgerrecht erliſcht in den Fällen des § 16 Abſ. 1 Nr. 1. Es wird verwirkt in 
den Fällen des § 16 Abſ. 2. 

(3) Das Ehrenbürgerrecht kann dadurch entzogen werden, daß die Gemeinde dem Ehren⸗ 
bürger das Anerkenntnis unverletzter Ehrenhaftigkeit oder eines der Würde eines Ehrenbürgers 
entſprechenden Lebenswandels oder Verhaltens verſagt. 


8 18. 
5 (1) Der Bürger muß feine Kräfte jederzeit ehrenamtlich in den Dienſt des Wohles der Ge⸗ 
meinde ſtellen. Er muß ſich dabei bewußt ſein, daß die ehrenamtliche Wahrnehmung öffentlicher 
Aufgaben ein beſonderes Maß von Pflichtgefühl und Würde vorausſetzt, deren er ſich durch verant⸗ 
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wortungsbewußte und uneigennützige Erledigung der ihm übertragenen Aufgaben wert zu er⸗ 
weiſen hat. 

(2) Jeder Bürger iſt verpflichtet, ein Ehrenamt in der Gemeindeverwaltung anzunehmen 
und mindeſtens ſechs Jahre zu verwalten. Er iſt ferner verpflichtet, bei Durchführung einzelner 
Gemeindeangelegenheiten ehrenamtlich mitzuwirken. 

(3) Dem Antrage, von der Berufung in ein Ehrenamt oder von der Heranziehung zu einer 
ſonſtigen ehrenamtlichen Tätigkeit abzuſehen, ſowie dem Antrag auf Niederlegung eines Ehren— 
amts ſoll ſtattgegeben werden, wenn zwingende Gründe den Antrag rechtfertigen. Als zwingende 
Gründe ſind insbeſondere anzuſehen die Verwaltung eines anderen öffentlichen Amtes, frühere 
langjährige Bekleidung eines gemeindlichen Ehrenamts, Führung von mindeſtens zwei Vormund⸗ 
ſchaften oder Pflegſchaften, Verwaltung eines geiſtlichen Amtes, Ausübung einer ärztlichen Praxis 
oder der Praxis eines Rechtsanwalts oder eines Verwaltungsrechtsrats, häufige und langdauernde 
geſchäftliche Abweſenheit, Vollendung des ſechzigſten Lebensjahrs oder anhaltende Krankheit. 

(4) Bei unberechtigter Ablehnung eines Ehrensamts oder einer ſonſtigen ehrenamtlichen 
Tätigkeit ſowie bei unberechtigter Niederlegung des Ehrenamts kann die für die Berufung zu— 
ſtändige Behörde den Bürger in eine Buße bis zu 1000 RAM nehmen und ihm das Bürgerrecht 
bis zur Dauer von ſechs Jahren aberkennen. Die Buße fließt der Gemeinde zu; ſie wird von ihr 
im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 


§ 19. 

() Ehrenbeamte und Bürger, die zu ehrenamtlicher Mitwirkung herangezogen ſind, haben 
über Angelegenheiten, die ihnen durch ihre ehrenamtliche Tätigkeit bekanntgeworden ſind und deren 
Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlich oder beſonders zur Pflicht gemacht worden iſt, Ver⸗ 
ſchwiegenheit zu beobachten, ſolange ſie nicht von der Schweigepflicht entbunden worden ſind. Sie 
dürfen ihre Kenntnis von Angelegenheiten, über die ſie Verſchwiegenheit zu beobachten haben, 
nicht unbefugt verwerten. Dies gilt auch für die Zeit nach dem Ausſcheiden aus dem Ehrenamt 
oder nach der Beendigung der ehrenamtlichen Mitwirkung. 

(2) Verletzt ein Ehrenbeamter, ein früherer Ehrenbeamter oder ein zu ehrenamtlicher Mit⸗ 
wirkung herangezogener Bürger die Pflichten, die ihm danach obliegen, ſo findet § 18 Abſ. 4 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

§ 20. 

Ehrenbeamte haben eine beſondere Treupflicht gegenüber der Gemeinde und dürfen deshalb 
Aufträge zur Geltendmachung von Anſprüchen gegen die Gemeinde als Rechts- oder Intereſſen⸗ 
vertreter nicht übernehmen. Übernimmt ein Ehrenbeamter einen derartigen Auftrag, ſo kann 
ihm die für die Berufung zuſtändige Behörde das Ehrenamt entziehen. Die Entziehung und ihr 
Grund ſind ortsüblich bekanntzumachen. 

8 21. 

(1) Das Erlöſchen und die Verwirkung des Bürgerrechts haben das Ausſcheiden aus ſämt⸗ 
lichen Ehrenämtern zur Folge. 

() Ein Ehrenamt bann dadurch entzogen werden, daß die für die Berufung zuſtändige 
Behörde dem Ehrenbeamten das Anerkenntnis unverletzter Ehrenhaftigkeit oder eines der Würde 
des Ehrenbeamten entſprechenden Lebenswandels oder Verhaltens verſagt oder feſtſtellt, daß die 
Vorausſetzungen für die Berufung in das Ehrenamt nicht vorgelegen haben oder nicht mehr 
vorliegen. 

§ 22. 

(1) Für ehrenamtliche Tätigkeit darf außer den baren Auslagen nur der nachweislich ent⸗ 
gangene Arbeitsverdienſt erſetzt werden. Die Entſchädigung darf die nach den reichsrechtlichen Vor— 
ſchriften einem Zeugen zuſtehenden Gebühren nicht überſchreiten. Wenn hierdurch eine Mehr⸗ 
belaſtung der Gemeinde nicht eintritt, kann durch Satzung beſtimmt werden, daß die Entſchädigung 
nach Durchſchnittsſätzen gewährt wird. 

e) Forderungen, die Ehrenbeamten gemäß Abf. 1 zuſtehen, find nicht übertragbar. 
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8 23. 

(1) Gegen Verfügungen der Gemeinde, welche das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen 
Einrichtungen und Anſtalten der Gemeinde, die Feſtſetzung von Zwangsgeldern, den Erwerb, das 
Erlöſchen oder die Verwirkung des Bürgerrechts, das Erlöſchen oder die Verwirkung des Ehren⸗ 
bürgerrechts oder die Verhängung von Bußen betreffen, findet der Einſpruch ſtatt. 

(2) Der Einſpruch iſt binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung bei derjenigen Stelle einzulegen, 
welche die Verfügung erlaſſen hat; iſt ſie von einer anderen Stelle als dem Leiter der Gemeinde 
erlaſſen, ſo hat dieſe den Einſpruch, falls ſie ihm nicht ſtattgibt, dem Leiter der Gemeinde vorzu⸗ 
legen. Wird der Einſpruch rechtzeitig unmittelbar beim Leiter der Gemeinde eingelegt, ſo gilt die 
Einſpruchsfriſt als gewahrt. 

(3) Der Einſpruch hat aufſchiebende Wirkung, es ſei denn, daß die Verfügung nach Ermeſſen 
der Stelle, die ſie erlaſſen hat, ohne Nachteil nicht ausgeſetzt werden kann. Dies iſt in der Ver⸗ 
fügung ausdrücklich feſtzuſtellen. 

8 24. 

() Über den Einſpruch entſcheidet der Leiter der Gemeinde; gegen die ablehnende Entſcheidung 
iſt die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zuläſſig. 

(2) Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, daß die angefochtene Verfügung den Kläger 
in ſeinen Rechten beeinträchtige, weil der Beſcheid das geltende Recht verletze. 

(3) In der Entſcheidung über den Einſpruch iſt auf die Vorſchriften des Abſ. 1 Halbſatz 2 und 
Abſ. 2 hinzuweiſen. 

8 25. 


Die Vorſchriften der SS 23, 24 finden entſprechende Anwendung, wenn eine Verfügung 
gemäß SS 18 oder 19 von der Aufſichtsbehörde erlaſſen worden iſt. 


8 26. 
(1) Gegen die Entziehung eines Ehrenamts gemäß 88 20 oder 21 Abſ. 2 findet binnen zwei 
Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde ſtatt. 

(e) Über die Beſchwerde entſcheidet: 
a) die Aufſichtsbehörde, wenn der Leiter der Gemeinde die Entziehung ausgeſprochen hat; 
b) der Regierungspräſident, wenn der Landrat die Entziehung ausgeſprochen hat; 
e) der Miniſter des Innern, wenn der Regierungspräſident die Entziehung aus⸗ 

geſprochen hat. 
Die Entſcheidung über die Beſchwerde iſt endgültig. 
(3) § 23 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. 


Vierter Teil. 
Von der Verwaltung der Gemeinde. 


1. Abſchnitt. 
Vom Leiter der Gemeinde und ſeiner Vertretung. 


8 27. 
() Der Leiter der Gemeinde hat bei ſeinem Wirken ausſchließlich das Wohl von Volk, Staat 
und Gemeinde unter Voranſtellung allgemeiner Intereſſen vor Sonderintereſſen zu erſtreben. 
(2) Der Leiter der Gemeinde führt die Verwaltung und vertritt die Gemeinde nach außen. 
Er trifft alle Entſcheidungen in voller und ausſchließlicher Verantwortung. Er hat für Unter⸗ 
richtung der Bürgerſchaft über alle weſentlichen Vorgänge in der Verwaltung Sorge zu tragen. 
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(3) Der Leiter der Gemeinde iſt Dienſtvorgeſetzter aller Beamten, Angeſtellten und Arbeiter 
der Gemeinde. Er beruft und entläßt ſie unter Beachtung des Stellenplans. Für die Berufung 
von Schöffen und Beigeordneten hat er ein Vorſchlagsrecht. Weitergehende Rechte des Staates 
über die Berufung und Entlaſſung von Gemeindebeamten und Angeſtellten bleiben unberührt. 


8 28. 
Dem Leiter der Gemeinde liegt die Verwaltung der Angelegenheiten ob, die der Gemeinde 
durch Geſetz oder Verordnung zur Ausführung nach Anweiſung übertragen ſind, ſoweit hierfür 
nicht geſetzlich eine andere Stelle beſtimmt iſt. 


8 29. 

(D Zur Vertretung und Hilfeleiſtung des Schulzen werden Schöffen, des Bürgermeiſters 
Beigeordnete berufen. 

(2) Allgemeiner Vertreter des Schulzen iſt der Erſte Schöffe, allgemeiner Vertreter des 
Bürgermeiſters iſt der Erſte Beigeordnete. Sonſtige Schöffen und Beigeordnete ſind zur allgemeinen 
Vertretung nur berufen, wenn auch der Erſte Schöffe oder der Erſte Beigeordnete behindert iſt. 
Die Reihenfolge, in der ſie zur allgemeinen Vertretung berufen ſind, beſtimmt die Aufſichts⸗ 
behörde. 

(3) Der Erſte Beigeordnete führt in Städten, die einem Landkreiſe nicht angehören, die Amts⸗ 
bezeichnung Bürgermeiſter. Der mit der Verwaltung der ſtädtiſchen Finanzen beauftragte Bei⸗ 
geordnete führt die Bezeichnung Kämmerer. Die übrigen Beigeordneten führen die Bezeichnung 
Stadtrat (Stadtrechtsrat, Stadtſchulrat, Stadtbaurat und dergl.). 


§ 30. 
(1) Der Leiter der Gemeinde kann den Schöffen und Beigeordneten beſtimmte Arbeitsgebiete 
zuweiſen. In dieſen Arbeitsgebieten vertreten ſie den Leiter der Gemeinde. 
(2) Der Leiter der Gemeinde kann mit ſeiner Vertretung für beſtimmte Arbeitsgebiete auch 
ſonſtige Beamte und Angeſtellte beauftragen. 


s 31. 

() Die Schulzen und Schöffen find ehrenamtlich tätig. Die Zahl der Schöffen iſt durch 
Satzung zu regeln. 

() Sofern der Umfang oder die Eigenart der Verwaltungsgeſchäfte es erfordern, können 
durch Satzung in Landgemeinden mit nicht mehr als 10 000 Einwohnern die Stelle eines haupt⸗ 
amtlichen Schulzen oder Schöffen, in Landgemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern die 
Stellen eines hauptamtlichen Schulzen und zweier hauptamtlicher Schöffen eingerichtet werden. 

(3) Ehrenamtlich tätigen Schulzen kann eine zu ihrer Mühewaltung in billigem Verhältniſſe 
ſtehende Entſchädigung gewährt werden. Die Forderung iſt nicht übertragbar. 


§ 32. 

() In Städten mit nicht mehr als 10000 Einwohnern wird die Stelle des Bürgermeiſters 
oder eines Beigeordneten hauptamtlich verwaltet. Die Stellen der übrigen Beigeordneten werden 
ehrenamtlich verwaltet. Sofern der Umfang oder die Eigenart der Verwaltungsgeſchäfte es zu⸗ 
laſſen, kann durch Satzung beſtimmt werden, daß alle Stellen ehrenamtlich verwaltet werden. 

(2) In Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern wird die Stelle des Bürgermeiſters haupt⸗ 
amtlich verwaltet. Wird mehr als eine hauptamtliche Stelle eingerichtet, ſo iſt zunächſt die Stelle 
des Kämmerers mit einem hauptamtlichen Beamten zu beſetzen. Die Höchſtzahl der hauptamtlichen 
Stellen darf in Städten 


mit mehr als 10 000 Einwohnern, aber nicht mehr als 50 000 Einwohnern 3 
mit mehr als 50 000 Einwohnern, aber nicht mehr als 100 000 Einwohnern 4 
mit mehr als 100 000 Einwohneerrn 8 


grundſätzlich nicht überſteigen. Die Zahl der hauptamtlichen und ehrenamtlichen Stellen iſt durch 
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Satzung zu regeln; dabei dürfen die genannten Höchſtzahlen für die hauptamtlichen Stellen nur in 
beſonderen Ausnahmefällen mit Genehmigung des Miniſters des Innern überſchritten werden. 

(3) Ehrenamtlich tätigen Bürgermeiſtern kann eine zu ihrer Mühewaltung in billigem Ver⸗ 
hältniſſe ſtehende Entſchädigung gewährt werden. Die Forderung iſt nicht übertragbar. 


§ 33. 

(1) In eine hauptamtliche Stelle der Gemeinde darf nur berufen werden, wer ein Ehrenamt 
in ihr belleiden kann. Er braucht jedoch im Zeitpunkt der Berufung nicht bereits in der Gemeinde 
zu wohnen. 

(2) In Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern muß der Bürgermeiſter oder der Erſte 
Beigeordnete die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt beſitzen; ein 
hauptamtlicher Kämmerer muß eine geeignete Vorbildung beſitzen. Ausnahmen kann nur der 
Miniſter des Innern zulaſſen. 

§ 34. 

(1) Die Bürgermeiſter, Erſten Beigeordneten und hauptamtlichen Kämmerer der Städte, die 
einem Landkreiſe nicht angehören, beruft und entläßt der Miniſter des Innern. 

(2) Die übrigen Beigeordneten ſowie die Bürgermeiſter und Beigeordneten der Städte, die 
einem Landkreis angehören, beruft und entläßt der Regierungspräſident. Die Schulzen und 
Schöffen beruft und entläßt der Landrat. 

(3) Die Berufung der Bürgermeiſter und Schulzen erfolgt nach Fühlungnahme mit dem 
Gauleiter der nationalſozialiſtiſchen Bewegung. 

() Bei der Berufung der Beigeordneten und Schöffen iſt die für die Berufung zuſtändige 
Behörde an die Vorſchläge des Bürgermeiſters oder Schulzen ($ 27 Abſ. 3 Satz 3) nicht gebunden. 

(6) Auch die Beamten, die nach Abſ. 1 und 2 berufen werden, find Beamte der Gemeinden. 


8 35. 

(1) Schulze, Schöffe, Bürgermeiſter und Beigeordneter können nicht ſein: 

„Reichs⸗ und Staatsbeamte; 

Beamte, die ein anderes Gemeindeamt bekleiden; 

. Seijtliche; 

. Angeftellte und Arbeiter der Gemeinde; 

. Beamte, Angeſtellte und Arbeiter ſolcher Körperſchaften, Geſellſchaften und ſonſtigen 
Vereinigungen und Unternehmungen, deren Kapital ſich mit mehr als der Hälfte 
im Eigentum der Gemeinde befindet; 

6. Beamte und Angeſtellte von Krankenkaſſen. 
(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet keine Anwendung, wenn die in Nr. 1 bis 6 genannten 

Beamten uſw. als ſolche nur ehrenamtlich tätig oder bis zu dem Zeitpunkte beurlaubt ſind, von 

dem ab die Zurücknahme der Berufung gemäß 8 37 Abſ. 1 nicht mehr zuläſſig iſt. 


§ 36. 

Die Berufung erfolgt auf zwölf Jahre. Wiederberufung iſt zuläſſig. Hauptamtliche Beamte 

ſind verpflichtet, im Falle der Wiederberufung das Amt weiter zu führen, es ſei denn, daß ihnen 
ungünſtigere Bedingungen als bisher geſtellt werden. 


§ 37. 

(1) Die Berufung kann bis zum Ablauf des erſten Amtsjahrs jederzeit zurückgenommen 
werden. Stand der Berufene vor der Berufung als Beamter im Dienſte des Reichs, eines Landes, 
einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes, ſo kann die Stelle, die die Berufung ausgeſprochen 
hat, ſchon vor Ablauf des erſten Amtsjahrs auf die Zurücknahme verzichten. 

() Nach Ablauf des erſten Amtsjahrs iſt der Widerruf nur zuläſſig, wenn die Berufung 

1. dem beſtehenden Rechte widerſpricht, 
2. von der ſachlich unzuſtändigen Behörde ausgeſprochen iſt, 
3. durch unlautere Mittel, wie argliſtige Täuſchung, Drohung, Beſtechung, veranlaßt iſt. 


n e de . 
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(3) Die Berufung eines Oberbürgermeiſters (§ 4 Abſ. 1 Satz 2) kann der Miniſter des Innern 
ferner widerrufen, wenn er den Amtsinhaber nach der bisherigen Amtsführung nicht für geeignet 
hält; der Miniſter des Innern hat vor ſeiner Entſcheidung den Oberbürgermeiſter zu hören. In 
geeigneten Fällen werden auch die Ratsherren gehört. Der Widerruf hat ſchriftlich zu erfolgen; 
er wird mit der Zuſtellung wirkſam. 


§ 38. 

Die Schulzen und Bürgermeiſter werden vor ihrem Amtsantritte von der Aufſichtsbehörde, 
die Schöffen und Beigeordneten von dem Leiter der Gemeinde vereidigt. Über die Vereidigung iſt 
eine Niederſchrift aufzunehmen. Im Falle der Wiederberufung iſt eine erneute Vereidigung nicht 
erforderlich. 

§ 39. 

(1) Der Leiter der Gemeinde kann für Teile der Gemeinde Orts- (Bezirks) Warte beſtellen. 
Sie ſind verpflichtet, ſeinen Anordnungen Folge zu leiſten. Die Einteilung der Bezirke ſowie die 
Befugniſſe und die Stellung der Orts- (Bezirks-) Warte werden durch Satzung geregelt. 

(2) Der Leiter der Gemeinde kann jederzeit ſachverſtändige und erfahrene Bürger zu Ehren⸗ 
ämtern oder zu ehrenamtlicher Tätigkeit heranziehen. Er ſoll hierdurch den Gemeinſchaftsſinn ſowie 
das Verſtändnis für die Arbeit an Volk und Staat vertiefen. 


2. Abſchnitt. 
Von den Gemeinderäten. 


§ 40. 

(i) Um eine ſtändige enge Verbundenheit der Verwaltung der Gemeinde mit ihrer Bürger⸗ 
ſchaft ſicherzuſtellen, werden aus deren Mitte zur Beratung des Leiters der Gemeinde um Volk, 
Staat oder Gemeinde verdiente und erfahrene Männer berufen. 

(2) Sie heißen in Bauerndörfern Dorfälteſte, in Landgemeinden Gemeindeälteſte und in 
Städten Ratsherren. 

(3) Die Gemeinderäte ſollen in den Angelegenheiten, in denen das Geſetz ihre Anhörung 
vorſchreibt oder der Leiter der Gemeinde ihre Meinungsäußerung wünſcht, dem Leiter der Ge⸗ 
meinde erfahrenen und verantwortungsbewußten Rat geben. Sie ſollen den Entſchlüſſen und 
Handlungen des Leiters der Gemeinde im Volke Verſtändnis verſchaffen und die Nöte der Ge⸗ 
meinde und ihrer Glieder dem Leiter der Gemeinde nahebringen. 

(4) Die Zahl der Gemeinderäte wird durch Satzung beſtimmt. Die Zahl der Dorfälteſten 
und Gemeindeälteſten darf 12, die Zahl der Ratsherren 30 nicht überſteigen. 


§ 41. 

(1) Als Gemeinderäte find der oberſte örtliche Leiter der NSDAP., der rangälteſte Führer 
der Sturmabteilungen oder der Schutzſtaffeln der NSDAP. und ſonſtige erfahrene und verdiente 
Männer zu berufen. Dabei ſind die Berufsſtände, die der Gemeinde ihr Gepräge geben, angemeſſen 
zu berückſichtigen. 

(2) Die Berufung erfolgt durch die Aufſichtsbehörde auf Vorſchlag des Gauleiters. Ent⸗ 
ſpricht der Vorſchlag nicht den Grundſätzen des Abſ. 1, ſo hat die Aufſichtsbehörde mit dem Gau⸗ 
leiter wegen eines neuen Vorſchlags ins Benehmen zu treten. Kommt eine Einigung nicht 
zuftande, jo entſcheidet der Oberpräſident endgültig darüber, wer als Gemeinderat zu berufen iſt. 

(3) Der oberſte örtliche Leiter der NSDAP. und der rangältefte Führer der Sturm⸗ 
abteilungen oder der Schutzſtaffeln der NSDAP. werden auf die Dauer ihres Amtes, die übrigen 
Gemeinderäte auf die Dauer von ſechs Jahren berufen. Von dieſen ſcheidet alle zwei Jahre ein 
Drittel aus. Wiederberufung iſt zuläſſig. Scheidet ein Gemeinderat vor Ablauf der Amtszeit aus, 
ſo wird für deren Reſt ein Erſatzmann berufen. 
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§ 42. 

(1) Die Gemeinderäte find Ehrenbeamte der Gemeinde. 

(2) Sie werden vor ihrem Amtsantritte von dem Leiter der Gemeinde vereidigt. § 38 Satz 2 
und 3 findet entſprechende Anwendung. 

§ 43. 

(1) Der Leiter der Gemeinde hat die Gemeinderäte jo häufig in gemeinſamen Sitzungen um 
ſich zu verſammeln, als es erforderlich iſt, um von ihnen über wichtige Gemeindeangelegenheiten 
beraten zu werden. 

(2) Der Leiter der Gemeinde muß die Gemeinderäte vor ſeiner Entſchließung über folgende 
Angelegenheiten hören: 

1. Feſtſtellung der Haushaltsſatzung und einer Nachtragsſatzung über den Haushalts⸗ 
plan, deren Inhalt durch das Gemeindefinanzgeſetz geregelt iſt; 

2. Feſtſetzung von Abgaben und Tarifen; 

3. Über⸗ und außerplanmäßige Ausgaben, Maßnahmen, durch die Verbindlichkeiten der 
Gemeinde entſtehen können, für die Mittel im Haushaltsplan nicht vorgeſehen ſind, 
ſowie Haushaltsvorgriffe nach Maßgabe der Vorſchriften des Gemeindefinanzgeſetzes; 

4. Aufnahme von Darlehen, Übernahme von Bürgſchaften und Verpflichtungen aus 
Gewährverträgen und Beſtellung anderer Sicherheiten; 

5. Verfügung über Gemeindevermögen, insbeſondere Erwerb und Veräußerung von 
Grundſtücken, Schenkungen und Darlehnshingabe, ſoweit es ſich nicht um ihrer 
Natur nach regelmäßig wiederkehrende Geſchäfte der laufenden Verwaltung handelt; 

6. Umwandlung von Gemeindegliedervermögen in freies Gemeindevermögen, Verände⸗ 
rungen im Genuß der Nutzungen des Gemeindegliedervermögens; 

7. Übernahme neuer Aufgaben ohne geſetzliche Verpflichtung, insbeſondere Gründung, 
Errichtung und Erweiterung von Anſtalten, Einrichtungen und Unternehmungen, 
Beteiligung an Unternehmungen, die in der Form des öffentlichen oder privaten 
Rechtes betrieben werden; 

8. Umwandlung der Rechtsform gemeindlicher Unternehmungen; 

9. Aufſtellung, Anderung und Aufhebung von Gemeindeordnungen und von Grund⸗ 
ſätzen für die Verwaltung, insbeſondere für die Verwaltung von Anſtalten, Einrich⸗ 
tungen und Unternehmungen ſowie die Vermögensverwaltung; 

10. Erlaß, Anderung und Aufhebung von Satzungen: 

11. Anderung der Gemeindegrenzen; 

12. Verleihung und Aberkennung von Ehrenbürgerrechten; 

13. Verzicht auf Anſprüche der Gemeinde, Abſchluß von Vergleichen nach Maßgabe des 
Gemeindefinanzgeſetzes; 

14. Führung von Rechtsſtreitigkeiten größerer Bedeutung. 

(8) Die Gemeinderäte haben bei ihrer Tätigkeit ausſchließlich das Wohl der Geſamtheit zu 
wahren und zu fördern; von der Vertretung aller Sonderintereſſen haben ſie ſich fernzuhalten. 


§ 44. 

(1) Der Leiter der Gemeinde ſoll die Gemeinderäte mit angemeſſener Friſt unter Mitteilung 
der Tagesordnung laden. 

(2) Die Beratungen ſind nicht öffentlich. Der Leiter der Gemeinde iſt berechtigt, jederzeit 
Beamte und Angeſtellte der Gemeinde zu den Beratungen zuzulaſſen. In beſonderen Fällen können 
auch öffentliche Beratungen ſtattfinden; alsdann ſind Ort und Stunde der Beratung ſowie die 
Tagesordnung ortsüblich bekanntzumachen. 

(3) Die Beratungen ſollen nicht in Wirtshäuſern ſtattfinden. 

(4) Die Gemeinderäte find verpflichtet, an den Beratungen teilzunehmen, ſoweit ſie nicht von 
dem Leiter der Gemeinde beurlaubt ſind. 
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§ 45. 
An den Beratungen dürfen die in der Gemeinde wohnenden ernannten Staats- und Pro⸗ 
vinzialräte teilnehmen. Sie ſind in jedem Falle mit angemeſſener Friſt unter Mitteilung der 
Tagesordnung zu laden. 


§ 46. 

() Der Leiter der Gemeinde eröffnet und leitet die Beratung; er kann ſie jederzeit ohne Rück⸗ 
ſicht auf deren Stand ſchließen. Er hat dafür zu ſorgen, daß in der Beratung nur ſolche Angelegen- 
heiten erörtert werden, die zum Aufgabengebiet der Gemeinde gehören. 

(2) Der Leiter der Gemeinde handhabt die Ordnung der Beratung und übt das Hausrecht aus. 

(8) Über den weſentlichen Inhalt der Beratung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, die von 
dem Leiter der Gemeinde vollzogen wird; jeder Gemeinderat iſt berechtigt, ſeine Auffaſſung zur 
Niederſchrift zu geben. 

(4) Eine Abſtimmung findet nicht ſtatt. 


§ 47. 

(1) Der Leiter der Gemeinde kann mehrere Gemeinderäte zu Beiräten beſtellen, die ihn oder 
einen ſeiner Schöffen oder Beigeordneten auf wichtigen Arbeitsgebieten ſtändig beraten. Er kann 
dieſen Beiräten ſonſtige ſachverſtändige und erfahrene Bürger ehrenamtlich beigeſellen. 

(2) Die Beiräte treten unter dem Vorſitze des Leiters der Gemeinde oder des Schöffen oder 
Beigeordneten zuſammen. 

§ 48. f 

(1) Für Bauerndörfer kann die Aufſichtsbehörde nach Fühlungnahme mit dem Gauleiter 
und dem Kreisbauernführer beſtimmen, daß an die Stelle der Dorfälteſten die Verſammlung 
der männlichen Volksgenoſſen, die das Bürgerrecht der Gemeinde beſitzen, tritt (Dorfverſammlung). 

(2) In Bauerndörfern, in denen eine Dorfverſammlung beſteht, gilt für die Berufung des 
Schulzen folgendes: f 

Vor der Berufung lädt der Landrat die Dorfverſammlung und fordert den Gauleiter 
und Kreisbauernführer zur Teilnahme auf. Er nimmt von der Dorfverſammlung Vor- 
ſchläge entgegen. Die Berufung des Schulzen erfolgt durch den Landrat; er iſt an Vor⸗ 
ſchläge nicht gebunden. 

(3) In Bauerndörfern, in denen eine Dorfverſammlung nicht beſteht, nimmt der Landrat 
vor der Berufung des Schulzen auch mit dem Kreisbauernführer Fühlung. 


3. Abſchnitt. 
Vom Stadt⸗ und Gemeindebrief. 


§ 49. 

(1) Jeder Stadt wird durch den Miniſter des Innern auf Vorſchlag des Oberpräſidenten 
nach Fühlungnahme mit dem Gauleiter ein Stadtbrief verliehen. In dem Stadtbriefe werden 
als Gemeinderäte berufen: 

1. der oberſte örtliche Leiter der NSDAP. und der rangälteſte Führer der Sturm⸗ 
abteilungen oder der Schutzſtaffeln der NSDAP.; 

2. die Inhaber von Wirkungskreiſen innerhalb der Stadt, die dieſer ihre beſondere 
Eigenart oder Bedeutung geben oder das ſtädtiſche Leben weſentlich beeinfluſſen; 

3. ſonſtige erfahrene und verdiente Männer. 

Die in Nr. 2 genannten Gemeinderäte führen ihr Amt ſo lange, als ſie Inhaber des 
Wirkungskreiſes ſind. Die Amtsdauer der übrigen Gemeinderäte richtet ſich nach 8 41 Abſ. 3. 
Der Stadtbrief kann hiervon abweichende Beſtimmungen treffen. 

(2) Städten, die ſich durch ihre beſondere Bedeutung für den Staat oder durch die Muſter⸗ 
gültigkeit ihrer Verwaltung auszeichnen, kann in dem Stadtbriefe das Vorrecht verliehen werden, 
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für die Berufung des Bürgermeiſters Vorſchläge zu machen. Die zur Berufung zuſtändige Behörde 
iſt an den Vorſchlag nicht gebunden. 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 können auch auf Bauerndörfer und Landgemeinden 
angewendet werden (Gemeindebrief). f 

(4) Der Stadt- oder Gemeindebrief kann durch den Miniſter des Innern geändert oder ent⸗ 
zogen werden. f 

(6) Die Verleihung, Anderung und Entziehung des Stadt⸗ oder Gemeindebriefes ſind öffent⸗ 
lich bekanntzumachen. Bei der Bekanntmachung der Entziehung iſt auch der Grund der Ent⸗ 
ziehung anzugeben. 


4. Abſchnitt. 
Vom Schutze gegen Vetternwirtſchaft und Eigennutz. 


§ 50. 

(1) Unter den Schulzen, Schöffen, Bürgermeiſtern und Beigeordneten einer Gemeinde dürfen 
ſich nicht gleichzeitig ſolche befinden, die untereinander in dem Verhältniſſe von Ehegatten oder 
Perſonen ſtehen, die in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder durch Adoption verbunden 
oder in der Seitenlinie im zweiten oder dritten Grade verwandt oder im zweiten Grade ver⸗ 
ſchwägert ſind. 

(2) Wird die Ehe im Laufe der Amtszeit geſchloſſen oder entſteht die Verwandtſchaft oder 
Schwägerſchaft in dieſer Zeit, ſo hat einer der Beteiligten auszuſcheiden. Iſt einer der Beteiligten 
hauptamtlicher Schulze oder Bürgermeiſter, ſo ſcheidet der andere Beteiligte aus. Iſt einer der 
Beteiligten hauptamtlich, der andere ehrenamtlich angeſtellt, ſo ſcheidet dieſer aus. Im übrigen 
ſcheidet, wenn ſich die Beteiligten nicht einigen, der an Lebensalter jüngere aus. 


§ 51. 

() Ein Gemeinderat oder Beirat darf an der Beratung ſolcher Angelegenheiten nicht teil⸗ 
nehmen, on denen er oder ſein Ehegatte oder ſonſt jemand, mit dem er in gerader Linie verwandt 
oder verſchwägert oder durch Adoption verbunden oder in der Seitenlinie im zweiten oder dritten 
Grade verwandt oder im zweiten Grade verſchwägert iſt, mit ihren perſönlichen oder wirtſchaft⸗ 
lichen Sonderintereſſen beteiligt ſind oder in anderer als öffentlicher Eigenſchaft ein Gutachten 
abgegeben haben oder ſonſt in anderer als öffentlicher Eigenſchaft tätig geworden ſind. Ebenſo 
darf er an der Beratung nicht teilnehmen, wenn das Unternehmen, die Wirtichafts- oder Standes⸗ 
organiſation, die Intereſſenvertretung oder ſonſt jemand, bei dem er gegen Entgelt beſchäftigt iſt, 
mit ihren perſönlichen oder wirtſchaftlichen Sonderintereſſen beteiligt find. Während der Be⸗ 
ratung hat er ſich aus dem Beratungszimmer zu entfernen. Ein Sonderintereſſe liegt nicht ſchon 
dann vor, wenn die im Satz 1 Genannten einem Beruf, einem Gewerbe oder einer Bevölkerungs⸗ 
gruppe angehören, deren gemeinſame Intereſſen durch den Beratungsgegenſtand berührt werden. 

(2) Entſprechendes gilt für die Teilnahme an der Dorfverſammlung ($ 48). 

(3) Wird ftreitig, ob die Vorausſetzungen des Abſ. 1 vorliegen, ſo entſcheidet der Leiter der 
Gemeinde, im Falle des § 48 Abſ. 2 der Landrat endgültig. 


Fünfter Teil. 
1 Vom Gebiet der Gemeinde. 


8 52. 


Das Gebiet der Gemeinde bilden alle Grundſtücke, die nach der geſchichtlichen Entwicklung 
und dem beftehenden Rechte zu ihr gehören. Grenzſtreitigkeiten ſchlichtet die Aufſichtsbehörde. 


§ 53. 
Für die Anderung der Gemeindegrenzen iſt allein das öffentliche Wohl maßgebend. Grenz⸗ 
änderungen gegen den Willen der beteiligten Gemeinden ſollen nur vorgenommen werden, wenn 
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eine andere, dem öffentlichen Wohle entſprechende Regelung nicht möglich iſt. Unter dieſen Voraus⸗ 
ſetzungen können auch beſtehende Gemeinden aufgelöft und neue Gemeinden gebildet werden. 


§ 54. 

(1) Die Anderung der Gemeindegrenzen ſpricht das Staatsminiſterium aus. Das Staats⸗ 
miniſterium kann dieſe Befugnis auf den Miniſter des Innern oder nachgeordnete Behörden 
übertragen. 

(2) Zugleich mit der Grenzänderung tft, ſoweit erforderlich, Beſtimmung über den Tag der 
Rechtswirkſamkeit der Grenzänderung, über die Weitergeltung, Neubildung und Vereinheitlichung 
des Ortsrechts und über die Neuregelung der Verwaltung zu treffen. 


§ 55. 

(1) Gemeinden dürfen Verhandlungen über eine Anderung ihrer Grenzen nur führen, wenn 
die Aufſichtsbehörde ihre Zuſtimmung hierzu erteilt hat. Die Aufſichtsbehörde kann anordnen, daß 
derartige Verhandlungen nur unter ihrer Leitung geführt werden. 

(2) Der Abſchluß von Eingemeindungsverträgen iſt unzuläſſig. 


§ 56. 

(1) Wird eine Gemeinde in eine andere Gemeinde eingegliedert, ſo iſt die aufnehmende Ge⸗ 
meinde Rechtsnachfolgerin; ihre Organe werden auch für das eingegliederte Gebiet zuſtändig. 

(2) Werden Gemeinden zu einer neuen Gemeinde zuſammengeſchloſſen, jo iſt die neue Ge⸗ 
meinde Rechtsnachfolgerin. 

(3) Im übrigen wird die Rechtsnachfolge durch die für die Grenzänderung zuſtändige Behörde 
geregelt. 

§ 57. 

(1) Die Aufſichtsbehörde entſcheidet über eine Auseinanderſetzung, die infolge der Grenz⸗ 
änderung zwiſchen den beteiligten Gemeinden erforderlich wird. Dabei kann ſie für eine Übergangs⸗ 
zeit Abweichungen von den Vorſchriften dieſes Geſetzes und der Gemeindeabgabengeſetze zulaſſen und 
Anderungen des gemeindlichen Ortsrechts vornehmen; dieſe Regelung bedarf der Genehmigung des 
Miniſters des Innern und, ſoweit das Gemeindeabgabenrecht berührt wird, auch der Genehmigung 
des Finanzminiſters. 

() Die Entſcheidung begründet eine geſetzliche Verpflichtung der beteiligten Gemeinden zu 
den erforderlichen Handlungen und Unterlaſſungen. Sie bewirkt den Übergang, die Beſchränkung 
oder Entziehung von Eigentum und eigentumsähnlichen Rechten und Pflichten. Die Berichtigung 
des Grundbuchs, des Waſſerbuchs und anderer öffentlicher Bücher erfolgt auf Erſuchen der Aufſichts⸗ 
behörde. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, Unſchädlichkeitszeugniſſe auszuſtellen. 

(3) Rechtsgeſchäfte, die aus Anlaß einer Grenzänderung zwiſchen Gemeinden erforderlich 
werden, ſind frei von Gerichtsgebühren und Stempelſteuern. Das gleiche gilt für Berichtigungen 
Eintragungen und Löſchungen nach Abſ. 2. 


Sechſter Teil. 
Von der Staatsaufſicht. 


8 58. 


Die Aufſicht des Staates über die Städte, die einem Landkreiſe nicht angehören, führt der 
Regierungspräſident; die Aufſicht über die anderen Gemeinden führt der Landrat. 


§ 59. 

Die Aufſichtsbehörde hat ſicherzuſtellen, daß die Gemeinde im Einklang mit den Zielen der 
Staatsführung geſetzmäßig, wirtſchaftlich, ſparſam und ſauber verwaltet wird. Sie ſoll die Auf- 
ſicht ſo handhaben, daß die Entſchlußkraft und Verantwortungsfreudigkeit der gemeindlichen Stellen 
gefördert und nicht beeinträchtigt wird. 
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§ 60. 

Die Aufſichsbehörde ift berechtigt, ſich jederzeit über alle Angelegenheiten der Gemeinde und 
ihre Verwaltung zu unterrichten. Sie kann hierzu an Ort und Stelle Prüfungen vornehmen, Akten 
und ſonſtige Unterlagen einſehen, ſchriftliche Berichte erfordern und den Leiter der Gemeinde zum 
Vortrag laden. Die Koſten werden von der Gemeinde getragen. 


§ 61. 
(1) Die Aufſichtsbehörde kann an den Beratungen mit den Gemeinderäten teilnehmen. Auch 
kann ſie jederzeit ihre Einberufung mit einer beſtimmten Tagesordnung verlangen. 
(2) Die Vertreter der Aufſichtsbehörde können in den Beratungen jederzeit das Wort nehmen; 
ſie unterſtehen der Ordnungsgewalt des Leiters der Gemeinde nicht. 


8 62. 
(1) Der Genehmigung der Aufſichtsbehörde bedürfen, unbeſchadet in anderen Geſetzen oder 
Verordnungen, insbeſondere in dem Gemeindefinanzgeſetze, vorgeſchriebener Genehmigungspflicht: 
1. Feſtſtellung, Anderung und Aufhebung von Satzungen; § 7 des Gemeindefinanz⸗ 
geſetzes bleibt unberührt; 
2. Verleihung und Aberkennung von Ehrenbürgerrechten; 
3. Feſtſetzung einer Entſchädigung für ehrenamtlich tätige Schulzen und Bürgermeiſter. 

(2) Die Genehmigung gemäß Abſ. 1 ſowie ſonſtige in anderen Geſetzen und Verordnungen 
vorgeſchriebene Genehmigungen können befriſtet oder unter dem Vorbehalte jederzeitigen Widerrufs 
ausgeſprochen werden. 

§ 63. 

Die Aufſichtsbehörde kann Entſchließungen und Anordnungen des Leiters der Gemeinde, die 
das beſtehende Recht verletzen, den Zielen der Staatsführung zuwiderlaufen oder mit einer wirt⸗ 
ſchaftlichen, ſparſamen und ſauberen Verwaltung nicht im Einklang ſtehen, aufheben und verlangen, 
daß Maßnahmen, die auf Grund derartiger Entſchließungen oder Anordnungen getroffen worden 
ſind, rückgängig gemacht werden. 

§ 64. 

Unterläßt es der Leiter der Gemeinde, Entſchließungen zu faſſen oder Anordnungen zu treffen, 
die zur Erfüllung einer der Gemeinde geſetzlich obliegenden Verpflichtung erforderlich ſind, ſo kann 
die Aufſichtsbehörde anordnen, daß er innerhalb einer beſtimmten Friſt das Erforderliche veranlaßt. 
Sie hat dabei den Inhalt der Entſchließung oder Anordnung im einzelnen zu beſtimmen. 


§ 65. 

Die Aufſichtsbehörde kann zur Durchſetzung von Anordnungen, die ſie in Ausübung der 
Aufſicht erläßt, gegen den Leiter der Gemeinde Zwangsſtrafen bis zur Höhe von 1000 AM ver⸗ 
hängen. Statt deſſen oder daneben kann ſie auf Koſten der Gemeinde die Durchführung der An⸗ 
ordnungen ſelbſt übernehmen oder einem Dritten übertragen; in dieſem Falle gilt die Anordnung 
als von der Gemeinde durchgeführt. 

§ 66. 

Wenn und ſolange die Ziele der Staatsführung oder der geordnete Gang der Verwaltung 
der Gemeinde es erfordern, kann die Aufſichtsbehörde einen Beauftragten zur Wahrnehmung aller 
oder einzelner Obliegenheiten des Leiters der Gemeinde berufen. 


§ 67. 

(1) Gegen Anordnungen und Verfügungen der Aufſichtsbehörde ſteht dem Leiter der Gemeinde 
binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde zu. Über die Beſchwerde gegen Anordnungen 
und Verfügungen des Landrats entſcheidet der Regierungspräſident, gegen ſolche des Regierungs⸗ 
präſidenten der Miniſter des Innern endgültig. 

(2) Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung, es ſei denn, daß die Anordnung oder Verfügung 
nach Ermeſſen der Aufſichtsbehörde ohne Nachteil nicht ausgeſetzt bleiben kann. Dies iſt in der 
Anordnung oder Verfügung ausdrücklich feſtzuſtellen. 

(3) Abſ. 1 und 2 gelten nicht, ſoweit in Geſetzen oder Verordnungen etwas anderes beſtimmt iſt. 
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§ 68. 
Anſprüche der Gemeinde gegen den Leiter der Gemeinde aus deſſen Amtsführung werden 
von der Aufſichtsbehörde geltend gemacht. Die Koſten der Rechtsverfolgung trägt die Gemeinde. 


Siebenter Teil. 
Schluß vorſchriften. 
§ 69. 
Auf die Hauptſtadt Berlin findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 


8 70. 

( Das Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1934 in Kraft. Gleichzeitig treten die ihm entgegen⸗ 
ſtehenden und die mit ihm nicht vereinbaren und ſonſt überholten Vorſchriften außer Kraft. Der 
Miniſter des Innern wird ermächtigt, im Verordnungswege die danach außer Kraft tretenden 
Vorſchriften verbindlich zu bezeichnen, weitergeltende Vorſchriften unter Ausräumung von Uns 
ſtimmigkeiten an den neuen Rechtszuſtand anzugleichen und in neuer Faſſung und Ordnung 
bekanntzumachen. 

(2) Der Miniſter des Innern erläßt die für die Überleitung und die zur Durchführung, Er⸗ 
gänzung und Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring Popitz. Kerrl. 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
Aberblick. 
Erſter Teil: Von den Grundlagen der Gemeindeverfaſſung ... 88 1 bis 6 
Zweiter Teil: Von den Aufgaben der Gemeinde 88 7 bis 12 
Dritter Teil: Von den Einwohnern und Bürg een. . 88 13 bis 26 
Vierter Teil: Von der Verwaltung der Gemeinde. 88 27 o 5 
1. Abſchnitt: Vom Leiter der Gemeinde und ſeiner Vertretung. 68 27 bis 39 
2. Abſchnitt: Von den Gemeinderäten 88 40 bis 48 
3. Abſchnitt: Vom Stadt- und Gemeindebrief. 52 
4. Abſchnitt: Vom Schutze gegen Vetternwirtſchaft und Eigennutz Ans 50, 51 
Fünfter Teil: Vom Gebiet der Gemeinde 8 52 bis 57 
Sechſter Teil: Von der Staatsaufſichhhhheettete 86 58 bis 68 


eee eil: Schlußvorſchrifte nn 8588 69, 70. 
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(Nr. 14042.) Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Geſetz über die Haushalts⸗ und Wirtſchaftsführung 
der Gemeinden und Gemeindeverbände (Gemeindefinanzgeſetz). 
Vom 15. Dezember 1933. 


Die Staatsführung iſt der Volksgemeinſchaft dafür verantwortlich, daß die Verwaltung der 
dem Staate eingegliederten Körperſchaften jederzeit nach den Grundſätzen gewiſſenhafteſter Spar⸗ 
ſamkeit, höchſter Wirtſchaftlichkeit und unbedingter Sauberkeit geführt wird. Dieſe Grundſätze 
haben die altpreußiſche Verwaltung von jeher ausgezeichnet. Ihrer Wiederherſtellung und Er⸗ 
haltung in den Gemeinden dient das Gemeindefinanggeſetz. 

Die von den Gemeinden benötigten Mittel ſind der Ertrag ſchwerer Arbeit der in nachbar⸗ 
licher Gemeinſchaft verbundenen Volksgenoſſen. Zweck der haushaltsrechtlichen Vorſchriften dieſes 
Geſetzes iſt es daher, ſicherzuſtellen, daß die Steuerkraft der Einwohner und Wirtſchaft pfleglich 
behandelt wird. Die haushaltsrechtlichen Vorſchriften ſchließen ſich an die ſoeben verbeſſerten Vor⸗ 
ſchriften der Reichshaushaltsordnung an und fördern damit die Rechtseinheit auf dem Gebiete des 
Haushaltsrechts aller öffentlichen Körperſchaften. 

Als Träger erheblichen Vermögens ſind die Gemeinden Treuhänder der Volksgemeinſchaft. 
Sie haben daher das Vermögen, das zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich iſt, ſorgſam zu ver⸗ 
walten und ſich in Abkehr von den Gepflogenheiten vergangener Jahre von jeder unverantwort⸗ 
lichen Schuldenwirtſchaft freizuhalten. 

Es entspricht nicht der Stellung der Gemeinden als Verwalter öffentlicher Angelegenheiten, 
ſich als Unternehmer ſchrankenlos zu betätigen und ſo mit der freien Wirtſchaft in unnötigen Wett⸗ 
bewerb zu treten. Das Geſetz legt deshalb die Grenzen ihrer wirtſchaftlichen Betätigung unter voller 
Wahrung der Bedürfniſſe der öffentlichen Wirtſchaft feſt. So wird Vorſorge dafür getroffen, daß in 
Zukunft Übergriffe auf das Gebiet der freien Wirtſchaft unterbleiben. 

Die der Staatsführung obliegende Verantwortung verpflichtet ſie, die Verwaltungsführung 
der Gemeinden daraufhin zu überwachen, ob die Grundſätze der Sparſamkeit, Wirtſchaftlichkeit und 
Sauberkeit gewiſſenhaft beobachtet werden. Durch dieſes Geſetz werden deshalb als Dienſtſtellen 
der Aufſichtsbehörden Gemeindeprüfungsämter eingerichtet. Ihre Aufgabe iſt die planmäßige 
Überprüfung der Haushalts- und Kaſſenführung der Gemeinden, der Verwaltung ihrer Unter⸗ 
nehmungen und ihres Vermögens. Der Staat übernimmt zugleich die Entlaſtung des Leiters der 
Gemeinde aus der Führung der Verwaltung in ſeine Zuſtändigkeit. 


Das Gemeindefinanzgeſetz lautet: 


Erſter Teil. 
Haushaltsweſen. 


1. Abſchnitt. 
Die Grundlagen der Finanzwirtſchaft. 


§ 1. 
Grundlagen der Finanzwirtſchaft der Gemeinde ſind: 
1. die Satzung über den Haushaltsplan (Haushaltsſatzung). Sie enthält: 
a) die Feſtſetzung des Haushaltsplans, 
p) die Feſtſetzung der Steuerſätze für die Gemeindeſteuern, die für jedes Rechnungs⸗ 
jahr neu feſtzuſetzen ſind, 
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e) die Feſtſetzung des Höchſtbetrags der Kaſſenkredite, die zur Aufrechterhaltung 
des Betriebs der Gemeindekaſſe im Rechnungsjahr in Anſpruch genommen 
werden dürfen, 

d) die Feſtſetzung des Darlehnsbetrags, der zur Beſtreitung von Ausgaben des 
außerordentlichen Haushaltsplans dienen ſoll; 

2. die Satzungen und Gemeindeordnungen über ſonſtige Gemeindeabgaben (Gebühren⸗ 
ordnungen, Beitragsordnungen, Steuerordnungen); 

3. die Beſoldungsordnung und der Stellenplan; 

4. die Satzungen und Gemeindeordnungen über die Verwaltung des Gemeindever⸗ 
mögens und der wirtſchaftlichen Unternehmungen, welche die Gemeinde betreibt oder 
an denen ſie beteiligt iſt. 


§ 2. 
(1) Die Haushaltsſatzung gilt für ein Rechnungsjahr. Das Rechnungsjahr beginnt am 
1. April und ſchließt am 31. März. Es wird benannt nach dem Kalenderjahr, in dem es beginnt. 
(2) Die Satzungen und Gemeindeordnungen nach $ 1 Nr. 2 bis 4 gelten, ſoweit geſetzlich 
nicht anderes beſtimmt iſt, ſolange, bis ſie aufgehoben oder geändert oder infolge einer Befriſtung, 
die in ihnen enthalten oder von der Aufſichtsbehörde im Falle einer Genehmigung ausgeſprochen 
iſt, unwirkſam werden. 


§ 3. 

(1) Der Leiter der Gemeinde hat den Entwurf der Haushaltsſatzung jo rechtzeitig aufzuſtellen, 
daß ſie vor Beginn des Rechnungsjahrs öffentlich ausgelegt, mit den nach dem Gemeindever⸗ 
faſſungsgeſetze zuſtändigen Stellen beraten, feſtgeſtellt, erforderlichenfalls genehmigt und ortsüblich 
bekannigemacht werden kann. 


(2) Der Entwurf iſt mit einer Begründung zu verſehen, die einen Überblick über die geſamte 
Finanzwirtſchaft der Gemeinde im ablaufenden Rechnungsjahr und ihre vorausſichtliche 
Entwicklung im kommenden Rechnungsjahr gibt und durch Bemerkungen zu den einzelnen An⸗ 
ſätzen des Haushaltsplans ihre Zweckbeſtimmung und die Grundlage für die Bemeſſung ihrer 
Höhe klarſtellt. Dem Entwurfe ſind folgende Anlagen beizufügen: 

1. Nachweiſungen über das Vermögen und die Schulden nach dem Stande vom 
31. Dezember des dem Rechnungsjahre vorangehenden Kalenderjahrs unter Angabe 
der im letzten Kalenderjahr eingetretenen Veränderungen; 

2. eine Überſicht über die Entwicklung der Steuereinnahmen in den letzten fünf ab⸗ 
geſchloſſenen Rechnungsjahren und im laufenden Rechnungsjahr bis zur Aufſtellung 
des Entwurfs; 

3. der Stellenplan. 


(3) Der Miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter die Beifügung 
weiterer Anlagen und die Verwendung beſtimmter Muſter für die Anlagen vorſchreiben. 


§ 4. 

() Der Entwurf der Haushaltsſatzung und ſeine Anlagen ſind vor der Beratung mit den 
nach dem Gemeindeverfaſſungsgeſetze zuſtändigen Stellen zwei Wochen lang öffentlich auszulegen; 
die Auslegung ſoll ſpäteſtens am 1. Februar vor Beginn des Rechnungsjahrs erfolgen. Zeit und 
Ort der Auslegung ſind rechtzeitig vorher ortsüblich bekanntzumachen. 

(2) Späteſtens mit dem Beginne der Auslegung iſt eine Ausfertigung des Entwurfs und 
ſeiner Anlagen der Aufſichtsbehörde vorzulegen. 

(8) Der Leiter der Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, daß die weſentlichen Geſichtspunkte 
des Entwurfs durch die örtliche Preſſe zur öffentlichen Kenntnis gebracht werden. 

() Den Berufsſtänden iſt auf Verlangen eine Abſchrift des Entwurfs und ſeiner Anlagen 
gegen Erſtattung der Selbſtkoſten zu überlaſſen. Sie können dem Leiter der Gemeinde Vorſchläge 
und Anregungen zu dem Entwurfe zuleiten. 
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§ 5. 

(1) Der Entwurf der Haushaltsſatzung und ſeine Anlagen ſind nach der Auslegung den nach 
dem Gemeindeverfaſſungsgeſetze zuftändigen Stellen zur Beratung zuzuleiten. Dies ſoll ſpäteſtens 
am 15. Februar vor Beginn des Rechnungsjahrs geſchehen. 

(2) Bei der Beratung hat der Leiter der Gemeinde die Erörterung von Anregungen, die zu 
einer Mehrausgabe oder Mindereinnahme gegenüber dem Entwurfe führen würden, abzulehnen, 
wenn die Anregungen nicht gleichzeitig von einem Vorſchlag über die Deckung der dadurch ent⸗ 
ſtehenden Mehrausgaben oder Mindereinnahmen begleitet ſind, der nach dem geltenden Reichs⸗ 
und Landesrechte zuläſſig iſt und eine wirkliche Deckung enthält. 

(s) Die Beratung ſoll vor Beginn des Rechnungsjahrs abgeſchloſſen werden. 


§ 6. 

Nach der Beratung ſtellt der Leiter der Gemeinde die Haushaltsſatzung feſt. Es unterliegt 
feiner Entſchließung, inwieweit er dabei Anregungen, die ſich aus der Beratung ergeben, 
berückſichtigen will oder nicht. 

8 7. 

Die Haushaltsſatzung bedarf als ſolche keiner Genehmigung. Es iſt jedoch eine Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde erforderlich: 

1. für die Höhe der Steuerſätze nach Maßgabe der darüber beſtehenden Vorſchriften; 

2. für den Höchſtbetrag der Kaſſenkredite, die der Leiter der Gemeinde zur Aufrecht⸗ 
erhaltung des Betriebs der Gemeindekaſſe im Rechnungsjahr in Anſpruch 
nehmen kann; 

3. für den Darlehnsbetrag, der zur Beſtreitung von Ausgaben des außerordentlichen 
Haushaltsplans im Rechnungsjahr aufgenommen werden ſoll; 

4. für die Verwendung eines Überſchuſſes zu anderen als den im § 30 Abſ. 2 Satz 1 
bezeichneten Zwecken; 

5. für die Verwendung des Erlöſes aus der Veräußerung von Vermögensgegenſtänden 
zur Abdeckung von Haushaltsfehlbeträgen aus Vorjahren ($ 65); 

6. für die Deckung eines Fehlbetrags des Planes der Liegenſchaftsverwaltung aus 
Mitteln des ordentlichen Haushalts ($ 68). 


8 8. 

(1) Die Haushaltsſatzung iſt nach der Feſtſtellung ortsüblich bekanntzumachen. Iſt eine 
Genehmigung von Teilen der Haushaltsſatzung erforderlich, ſo darf die Bekanntmachung erſt 
erfolgen, wenn die Genehmigung erteilt iſt. Die Bekanntmachung hat zu enthalten: 

1. in der Satzung 

a) die Endſummen der Einnahmen und Ausgaben des ordentlichen und des außer⸗ 
ordentlichen Haushaltsplans, 

b) die Höhe der Steuerſätze, die in dem Rechnungsjahr erhoben werden, 

e) den Höchſtbetrag der Kaſſenkredite, die der Leiter der Gemeinde zur Aufrecht⸗ 
erhaltung des Betriebs der Gemeindekaſſe im Rechnungsjahr in Anſpruch 
nehmen darf, 

d) erforderlichenfalls den Darlehnsbetrag, der zur Beſtreitung von Ausgaben des 
außerordentlichen Haushaltsplans im Rechnungsjahr aufgenommen werden darf; 

2. den Wortlaut der Genehmigung der Aufſichtsbehörde; 
3. als Anlage die Endſummen der Einzelpläne des Haushaltsplans. 

(2) Eine Ausfertigung der Haushaltsſatzung iſt der Aufſichtsbehörde unter Nachweis der 
Veröffentlichung unverzüglich vorzulegen. 

(3) Der Miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter ein Muſter 
für die Bekanntmachung vorſchreiben. 
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8 9. 

(1) Die Haushaltsſatzung ſoll ſpäteſtens am 31. März vor Beginn des Rechnungsjahrs fe ſt⸗ 
geſtellt und bekanntgemacht ſein. Auf Antrag des Leiters der Gemeinde kann die Aufſichtsbehörde 
die Friſt verlängern, jedoch nicht über den 30. Juni des Rechnungsjahrs hinaus. Die Friſt gilt als 
gewahrt, auch wenn eine etwa erforderliche Genehmigung noch nicht erteilt iſt. Wird eine Genehmi⸗ 
gung verſagt, ſo hat eine neue Feſtſtellung innerhalb eines Monats zu erfolgen. 

(2) Werden die im Abſ. 1 beſtimmten Friſten verſäumt oder wird eine zweite friſtgemäß 
erfolgte Feſtſtellung deshalb nicht rechtswirkſam, weil eine Genehmigung wiederum verſagt wird, 
ſo trägt die Aufſichtsbehörde für unverzügliche Feſtſtellung der Haushaltsſatzung nach Maßgabe der 
Vorſchriften des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes über die Staatsaufſicht Sorge. 


8 10. 

Liegt bei Beginn des Rechnungsjahrs eine rechtswirkſame Haushaltsſatzung nicht vor, ſo iſt 
der Leiter der Gemeinde bis zum Zuſtandekommen der Satzung befugt: 

1. die Ausgaben zu leiſten, die bei ſparſamſter Wirtſchaftsführung nötig ſind, 

a) um beſtehende Gemeindeeinrichtungen zu erhalten und den der Gemeinde geſetzlich 
obliegenden Aufgaben und rechtlichen Verpflichtungen zu genügen, 

b) um Bauten, Beſchaffungen und ſonſtige Leiſtungen fortzuſetzen, für die durch 
den Haushaltsplan eines Vorjahrs bereits Beträge feſtgeſetzt worden ſind, wenn 
ſie nach dieſem Geſetze haushaltsrechtlich noch verausgabt werden können; 

2. die feſtſtehenden Einnahmen und die Einnahmen aus den für ein Rechnungsjahr feſt⸗ 
zuſetzenden Steuern nach den Steuerſätzen des Vorjahrs fortzuerheben, ſoweit nicht 
Reichs⸗ oder Landesrecht ein anderes beſtimmen; hiernach geleiſtete Zahlungen ſind 
auf die nach der Haushaltsſatzung wirkſam werdenden Steuern anzurechnen; 

3. im Rahmen der Ermächtigung der Haushaltsſatzung oder einer Nachtragsſatzung des 
abgelaufenen Rechnungsjahrs noch nicht in Anſpruch genommene Kaſſenkredite auf⸗ 
zunehmen, ſoweit dies zur Aufrechterhaltung des Betriebs der Gemeindekaſſe er- 
forderlich iſt; 

4. nach Maßgabe der Darlehensermächtigungen des außerordentlichen Haushaltsplans 
oder eines außerordentlichen Nachtragshaushaltsplans des abgelaufenen Rechnungs⸗ 
jahrs ſolche Darlehen noch aufzunehmen, die vor Ablauf des Rechnungsjahrs bereits 
genehmigt worden ſind. 

8 11. 

(1) Die Haushaltsſatzung kann im Laufe des Rechnungsjahrs nur durch eine Nachtrags⸗ 
ſatzung über den Haushaltsplan geändert werden. Für die Aufſtellung, Beratung, Feſtſtellung, 
Genehmigung und Bekanntmachung der Nachtragsſatzung gelten die Vorſchriften des § 2 Abſ. 1, 
§ 3 Abſ. 1, Abſ. 2 Satz 1 und Abſ. 3, § 4, § 5 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2, § 6, 8 7 und § 8 ent⸗ 
ſprechend. 

(2) Der Leiter der Gemeinde iſt zur Feſtſtellung einer Nachtragsſatzung über den Haushalts- 
plan verpflichtet, wenn ſich im Laufe des Rechnungsjahrs zeigt, daß 

1. der im Haushaltsplan vorgeſehene Ausgleich der Einnahmen und Ausgaben auch 
bei Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten auf der Ausgabenſeite des Haushaltsplans 
nicht verwirklicht werden kann, 

2. über⸗ oder außerplanmäßige Ausgaben in erheblichem Umfange noch im Laufe des 
Rechnungsjahrs geleiſtet werden müſſen, 

3. nach der Entwicklung der Einnahmen eine Senkung der Steuerſätze oder der ſonſtigen 
Abgaben möglich iſt. 

(8) Unterläßt es der Leiter der Gemeinde entgegen der Vorſchrift des Abſ. 2, eine Nachtrags⸗ 
ſatzung über den Haushaltsplan feſtzuſtellen, oder wird die Feſtſtellung deshalb nicht rechtswirkſam, 
weil eine Genehmigung wiederholt verſagt wird, ſo trägt die Aufſichtsbehörde für unverzügliche 
Feſtſtellung der Nachtragsſatzung nach Maßgabe der Vorſchriften des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes 
über die Staatsaufſicht Sorge. 
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2. Abſchnitt. 
Die Geſtaltung des Haushaltsplans. 


§ 12. 
Der Haushaltsplan bildet die Grundlage der Haushaltswirtſchaft der Gemeinde für die Ver⸗ 
waltung aller Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde, für die Buchführung, Rechnungsſtellung 
und Rechnungslegung, für die Prüfung und für die Entlaſtung. 


8 13. 

Oberſter Grundſatz für die Geſtaltung des Haushaltsplans iſt ſparſamſte und wirtſchaftliche 
Finanzgebarung; die Steuerkraft der Einwohner und der Wirtſchaft iſt pfleglich zu behandeln. 
Es iſt deshalb Pflicht des Leiters der Gemeinde, in den Haushaltsplan außer den Ausgaben, 
die zur Beſtreitung der rechtlichen Verpflichtungen der Gemeinde notwendig ſind, nach gewiſſen⸗ 
hafter Prüfung nur ſolche aufzunehmen, die für die Aufrechterhaltung der Verwaltung und die 
Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde erforderlich ſind. Bei der Geſtaltung des Haushaltsplans 
iſt darauf zu achten, daß die Haushaltswirtſchaft der Zukunft nicht ungebührlich zugunſten der 
Gegenwart belaſtet wird und daß durch vorſorgliche Haushaltswirtſchaft Sicherungen gegen 
Schwankungen der allgemeinen Wirtſchaft und zu ihrer Milderung geſchaffen werden. 


8 14. 

() Der Haushaltsplan beſteht aus dem Geſamtplan und den Einzelplänen. Er gliedert ſich 
in den ordentlichen und außerordentlichen Haushaltsplan. In den ordentlichen Haushaltsplan 
ſind die Verwaltungseinnahmen und die allgemeinen Deckungsmittel (ordentliche Einnahmen) und 
die aus ihnen zu beſtreitenden Ausgaben (ordentliche Ausgaben) aufzunehmen und zum Ausgleich 
zu bringen. In den außerordentlichen Haushaltsplan ſind die Einnahmen aus Darlehen und 
Rücklagemitteln ſowie ſonſtige nicht regelmäßige Einnahmen, die nicht ordentliche Einnahmen 
darſtellen, und die aus ihnen zu beſtreitenden Ausgaben aufzunehmen und zum Ausgleich zu 
bringen. 

(2) Der Haushaltsplan iſt nach den Grundſätzen und unter Verwendung der Muſterhaus⸗ 
haltspläne, die der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter aufſtellt, 
zu gliedern. 

8 15. 

() Einnahmen und Ausgaben ſind getrennt voneinander in voller Höhe im Haushaltsplan 
zu veranſchlagen. Es dürfen weder von den Einnahmen vorweg Ausgaben abgezogen noch auf 
Ausgaben vorweg Einnahmen angerechnet werden. 

(2) Ausgenommen von dieſer Regel find die Koſten einer Verſteigerung, Vermeſſung und 
Abſchätzung ſowie Vermittlungsgebühren, Beſitzwechſelſteuern, Koſten der Beurkundung von Rechts⸗ 
geſchäften, der Herrichtung und Verbeſſerung zum Verkauf gebrachter Gegenſtände, die vorweg 
von den Einnahmen abgezogen werden dürfen. In dieſen Fällen müſſen jedoch der volle Betrag 
der Einnahme und der vorgenommene Abzug in den Erläuterungen angegeben werden. 

(3) Ausgenommen find ferner die kaufmänniſch eingerichteten wirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmungen der Gemeinde (§ 97). Hierbei find die Vorausſetzungen für die Ausnahme unter 
Angabe der mutmaßlichen Einnahme- und Ausgabebeträge zu erläutern. 

(4) Weitere Ausnahmen find nur inſoweit zuläſſig, als dies geſetzlich vorgeſehen iſt. 


§ 16. 
Für den gleichen Einzelzweck dürfen Mittel nicht an verſchiedenen Stellen des Haushalts⸗ 
plans veranſchlagt werden. 
§ 17. 
Regelmäßig wiederkehrende, aber ihrer Höhe nach wandelbare Einnahmen und Ausgaben 
ſollen, wenn ihr Betrag nicht im voraus berechnet werden kann, entweder nach dem Durchſchnitte 
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der Einnahme und Ausgabe in gewiſſen, der Aufſtellung des Haushaltsplans unmittelbar vor⸗ 
angegangenen Zeitabſchnitten oder nach anderen, in den Erläuterungen zum Haushaltsplan mit⸗ 
zuteilenden Grundſätzen veranſchlagt werden. 


§ 18. 

Bei allen einmaligen und allen außerordentlichen Ausgaben, die für eine auf mehrere 
Jahre ſich erſtreckende einheitliche Aufgabe in den Haushaltsplan eingeſtellt werden, ſind bei der 
erſten Einſtellung die vorausſichtlichen Geſamtkoſten und die etwaigen Beiträge Dritter, bei jeder 
folgenden Einſtellung außerdem die Beträge anzugeben, die in früheren Rechnungsjahren bewilligt 
und ausgegeben worden ſind. 

i § 19. 

(1) Alle Einnahmen mit anderem Anſatz als im Vorjahr, alle fortdauernden Ausgaben, für 
die nicht im Vorjahr Mittel in mindeſtens gleicher Höhe bewilligt ſind und alle einmaligen und 
außerordentlichen Ausgaben ſind im Haushaltsplan zu erläutern. 

(2) Ausgaben zur Erfüllung von Verträgen, durch welche die Gemeinde zur Leiſtung von 
Zahlungen über ein Rechnungsjahr hinaus verpflichtet wird, ſind bei der erſten Anforderung von 
Mitteln nach Inhalt und Dauer des Vertrags zu erläutern, es ſei denn, daß es ſich um im Rahmen 
der laufenden Verwaltung abzuſchließende, ihrer Natur nach regelmäßig wiederkehrende Ver⸗ 
träge handelt. 

§ 20. 

(1) Ausgaben, die ihrer Art nach in den folgenden Rechnungsjahren vorausſichtlich nicht 
wiederkehren, ſind im Haushaltsplan als künftig wegfallend zu bezeichnen. Vorausſetzung und 
Zeitpunkt des künftigen Wegfalls ſind ſchon bei der erſten Einſtellung anzugeben. Fehlt dieſe 
Angabe, ſo iſt anzunehmen, daß der Wegfall bereits in dem gleichen Rechnungsjahr erwartet wird. 

(2) Iſt die Vorausſetzung oder der Zeitpunkt des Wegfalls eingetreten, ſo dürfen Ausgaben 
für den gleichen Zweck in den folgenden Haushaltsplan nicht eingeſtellt werden. Abweichungen 
ſind in den Erläuterungen zu begründen. 


§ 21. 

(1) Ausgabemittel dürfen im Haushaltsplan als gegenſeitig oder einſeitig deckungsfähig nur 
bezeichnet werden, wenn die Wahl zwiſchen zwei oder mehreren Zweckbeſtimmungen im Zeitpunkt 
der Veranſchlagung zweifelhaft iſt und zwiſchen ihnen nach ihrer Verwendungsart ein enger ver⸗ 
waltungsmäßiger und wirtſchaftlicher Zuſammenhang beſteht. 

() Übertragbare Ausgabemittel dürfen nicht als deckungsfähig mit anderen Ausgabemitteln 
bezeichnet werden. Die Mittel für die Beſoldung der planmäßigen Beamten können zwar ihrerſeits 
mit anderen perſönlichen Ausgabemitteln, nicht aber umgekehrt dieſe mit jenen als deckungsfähig 
bezeichnet werden. 

(3) Deckungsvermerke find bei Ausgabemitteln, die ohne Angabe des Verwendungszwecks 
im Haushaltsplan veranſchlagt ſind, unzuläſſig. 


§ 22. 

(1) Ausgabemittel für fortdauernde Ausgaben dürfen ausnahmsweiſe als übertragbar be⸗ 
zeichnet werden, wenn es ſich um eine einheitliche Aufgabe handelt, deren Erledigung im Laufe 
des Rechnungsjahrs nicht erwartet werden kann oder wenn die Übertragbarkeit einer ſparſamen 
Bewirtſchaftung der Mittel dient. Die Übertragbarkeit iſt im Haushaltsplan ausdrücklich zu ver⸗ 
merken und in den Erläuterungen zu begründen. 

(2) Ausgabemittel für einmalige und außerordentliche Ausgaben ſind ſtets übertragbar. 


§ 23. 

Sind in einem Rechnungsjahre Mehrausgaben gegenüber einer übertragbaren Ausgabe⸗ 
bewilligung (Haushaltsvorgriffe) geleiſtet worden, ſo ſind Mittel für den gleichen Zweck in 
mindeſtens gleicher Höhe in den Haushaltsplan für das nächſte Rechnungsjahr einzuſtellen. In 
den Erläuterungen hierzu iſt die Höhe der Vorgriffe anzugeben. 
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§ 24. 

() Perſönliche Ausgaben find getrennt von den ſächlichen zu veranſchlagen. 

(2) Der Anſatz der perſönlichen Ausgaben erfolgt entſprechend dem tatſächlichen Bedarfe 
nach Maßgabe des Stellenplans, der Beſoldungsordnung und der Anſtellungsverträge. Die Mittel 
für die Beſoldung der planmäßigen Beamten, die Mittel für die Dienſtleiſtung nicht planmäßiger 
Beamter und die Mittel für die Bezahlung der Angeſtellten und Arbeiter ſind, getrennt nach Art 
und Beſoldungs⸗(Vergütungs⸗, Lohn⸗) Gruppe und unter Angabe der Zahl der vorhandenen 
Stellen, geſondert aufzuführen. 

(3) Bei den perſönlichen Ausgaben ſind die Einnahmen der Beamten und Angeſtellten aus 
Nebenämtern oder einer ſonſtigen, mit einer fortlaufenden Vergütung aus öffentlichen Mitteln ver- 
bundenen Nebenbeſchäftigung ſowie ſolche aus anderen als Gemeindemitteln bewilligte Einnahmen, 
die Beamte oder Angeſtellte aus Anlaß einer in ihren dienſtlichen Aufgabenkreis fallenden oder mit 
ihm zuſammenhängenden Tätigkeit erhalten und die ihnen belaſſen werden, in den Erläuterungen 
nach Art und Höhe mitzuteilen. 

(4) In den Erläuterungen zu den perſönlichen Ausgaben iſt anzugeben: 

1. welche Stellen im Stellenplan als künftig wegfallend bezeichnet ſind; 
2. welche Stellen, die im Stellenplan als künftig wegfallend bezeichnet ſind, im letzten 
Kalenderjahr frei geworden und nicht wieder beſetzt worden ſind. 


828 
Alle Erträge und Aufwendungen des Gemeindevermögens ſind als Einnahmen und Aus⸗ 
gaben in den ordentlichen Haushaltsplan einzuſtellen. Dabei ſind die Erträge und Aufwendungen 
der Liegenſchaftsverwaltung (§ 68) geſondert zu veranſchlagen (Plan der Liegenſchaftsverwaltung). 


§ 26. 

(1) In dem ordentlichen Haushaltsplane find Ausgabemittel nach den Vorſchriften über die 
Bildung von Rücklagen (z. B. allgemeine Ausgleichsrücklage, Betriebsrücklage, Bürgſchaftsſiche⸗ 
rungsrücklage, Erneuerungsrücklagen) zu veranſchlagen. Der Voranſchlag über die Verwendung 
von Rücklagemitteln erfolgt im außerordentlichen Haushaltsplan. 

(2) Soweit Rücklagen angeſammelt ſind, ſind die unter ihre Zweckbeſtimmung fallenden Aus⸗ 
gaben in erſter Linie ſtets aus ihnen zu leiſten; Ausnahmen ſind in den Erläuterungen zu 
begründen. 

(3) Nähere Vorſchriften über die Bildung und Bewirtſchaftung der Rücklagen erläßt der 
Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 


§ 27. 

(1) Der Erlös aus Darlehen tft in den außerordentlichen Haushaltsplan als Einnahme und 
getrennt nach Verwendungszwecken als Ausgabe einzuſtellen. 

(2) Die Koſten der Darlehnsaufnahme ſind in den ordentlichen Haushaltsplan als Ausgabe 
einzuſtellen. 

§ 28. 

(1) Die Zinſen und Tilgungsbeträge für die Schulden der Gemeinde ſind außer bei den 
Verwaltungszweigen, zu denen ſie wirtſchaftlich gehören, nochmals insgeſamt in einem beſon⸗ 
deren Abſchnitte des ordentlichen Haushaltsplans zu veranſchlagen. Ihnen ſind die Erſtattungen 
der Verwaltungszweige und die Entnahmen aus der Tilgungsrücklage gegenüberzuſtellen (Plan 
der Schuldenverwaltung). 

(2) Soweit Tilgungsbeträge aus der Tilgungsrücklage beſtritten werden ſollen, ſind ſie als 
durchlaufende Poſten auch im außerordentlichen Haushaltsplan zu veranſchlagen. 


§ 29. 
) Einmalige und außerordentliche Ausgaben für bauliche Unternehmungen dürfen erſt 
dann in den Haushaltsplan eingeſtellt werden, wenn Pläne, Koſtenberechnungen und Erläute⸗ 
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rungen vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die Koſten der baulichen Maßnahmen, 
etwaige Beiträge Dritter und die etwa vorgeſehenen Gebühren und Abgaben erſichtlich ſind. 

(2) Ausnahmen hiervon ſind zuläſſig: 

1. bei geringfügigen oder regelmäßig wiederkehrenden Unterhaltungsarbeiten; 

2. bei anderen baulichen Unternehmungen nicht erheblichen Umfanges, wenn es aus 
beionderen Gründen im Einzelfall nicht möglich iſt, die Pläne und Koſtenberech⸗ 
nungen rechtzeitig herzuſtellen und wenn aus der Hinausſchiebung der Ausgabe⸗ 
bewilligung der Gemeinde ein Schaden erwachſen würde. 

(8) Die Notwendigkeit einer Ausnahme nach Abi. 2 Nr. 2 iſt in den Erläuterungen zu 
begründen. 

§ 30. 

(1) Bleibt in einem Rechnungsjahr im ordentlichen Haushaltsplan der Iſtbetrag der Ein⸗ 
nahmen hinter dem Iſtbetrage der Ausgaben im Geſamtabſchluß zurück, ſo iſt dieſer Geſamt⸗ 
fehlbetrag ſpäteſtens in den Haushaltsplan für das zweitnächſte Rechnungsjahr als ordentliche 
Ausgabe einzuſtellen, ſofern der Fehlbetrag nicht bereits im laufenden Rechnungsjahr rechnungs⸗ 
mäßig abgedeckt iſt. Dies iſt in den Erläuterungen nachrichtlich zu vermerken. 

(2) Überſteigt in einem Rechnungsjahr im ordentlichen Haushaltsplan der Iſtbetrag der Ein⸗ 
nahmen den Iſtbetrag der Ausgaben im Geſamtabſchluß, ſo iſt der Geſamtüberſchuß ſpäteſtens 
in den Haushaltsplan des zweitnächſten Rechnungsjahrs als einmalige Einnahme und zugleich 
als Sonderzuweiſung an die allgemeine Ausgleichsrücklage oder die Tilgungsrücklage unter die 
einmaligen Ausgaben einzustellen. Zu anderen Zwecken darf ein Überſchuß nur mit Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde verwendet werden. 

(3) Für einen Fehlbetrag im außerordentlichen Haushaltsplan gilt Abſ. 1 entſprechend. Ein 
Uberſchuß im außerordentlichen Haushaltsplan iſt ſpäteſtens in den Haushaltsplan für das zweit⸗ 
nächſte Rechnungsjahr als außerordentliche Einnahme einzuſtellen, ſoweit der Überſchuß nicht 
für außerordentliche Ausgaben bereits im laufenden Rechnungsjahr rechnungsmäßig verbraucht 
worden iſt. Dies iſt in den Erläuterungen nachrichtlich zu vermerken. Sind außerordentliche 
Ausgaben in dem betreffenden Rechnungsjahre nicht zu leiſten, fo iſt der Überſchuß zur verſtärkten 
Tilgung von Schulden zu verwenden. 


3. Abſchnitt. 
Die Ausführung des Haushaltsplans. 


§ 31. 

(1) Die Haushaltswirtſchaft der Gemeinde iſt von dem Leiter der Gemeinde nach dem Haus⸗ 
haltsplane zu führen. 

(2) Durch den Haushaltsplan werden Anſprüche Dritter oder Verbindlichkeiten Dritter weder 
begründet noch aufgehoben. 

§ 32. 

(1) Durch den Haushaltsplan wird der Leiter der Gemeinde zur Leiſtung von Ausgaben zu 
den im Haushaltsplan bezeichneten Zwecken und bis zur dort vorgeſehenen Höhe nur ermächtigt, 
nicht auch verpflichtet. Er darf die Haushaltsmittel bei den einzelnen Zweckbeſtimmungen nur 
ſoweit und nicht eher in Anſpruch nehmen, als es zur wirtſchaftlichen und ſparſamen Führung 
der Verwaltung erforderlich iſt. Das gleiche gilt für die Aufnahme der im außerordentlichen 
Haushaltsplan vorgeſehenen Darlehen und für die Aufnahme von Kaſſenkrediten. Kaſſenkredite 
darf er im Rahmen der Ermächtigung der Haushaltsſatzung oder einer Nachtragsſatzung über 
den Haushaltsplan nur dann aufnehmen, wenn der Bedarf nicht aus der nach § 26 angeſammelten 
Betriebsrücklage gedeckt werden kann. 

(2) Außerordentliche Ausgaben darf der Leiter der Gemeinde erſt leiſten, wenn die im außer⸗ 
ordentlichen Haushaltsplan hierfür vorgeſehenen Einnahmen eingegangen ſind oder wenn deren 
Eingang im laufenden Rechnungsjahr rechtlich und tatſächlich geſichert iſt. 
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8 33. 

(1) Alle Einnahmen im ordentlichen Haushaltsplan dienen als Deckungsmittel für den 
geſamten Ausgabebedarf im ordentlichen Haushaltsplan der Gemeinde, ſoweit nicht in Geſetzen, 
durch aufſichtsbehördliche Anordnung oder im Haushaltsplan ſelbſt Abweichendes beſtimmt iſt. 

(2) Im außerordentlichen Haushaltsplan dürfen Darlehensmittel nur für ſolche Ausgaben 
verwendet werden, deren Beſtreitung aus Darlehen vorgeſehen iſt. Im übrigen gilt für den außer⸗ 
ordentlichen Haushaltsplan Abſ. 1 entſprechend. 

(3) Außerordentliche Einnahmen dürfen nicht zur Deckung ordentlicher Ausgaben verwendet 
werden. g 

(0 Der Leiter der Gemeinde hat Beſtimmung darüber zu treffen, in welchem Umfang und 
für welche Zeitabſchnitte die im Haushaltsplan bewilligten Ausgabemittel den Dienſtſtellen zur 
Verfügung geſtellt werden. 

S 34. 

() Für ein und denſelben Zweck dürfen Mittel nicht an verſchiedenen Stellen des Haushalts⸗ 
plans verausgabt werden, ſoweit nicht ein Deckungsvermerk beſteht. 

(2) Ausgaben, zu deren Beſtreitung der Haushaltsplan in einer Zweckbeſtimmung Mittel be⸗ 
willigt, dürfen weder außerplanmäßig noch auf ſolche Mittel verausgabt werden, die im Haushalts- 
plan ohne nähere Angabe des Verwendungszwecks zur Verfügung geſtellt find. 


8 35. 

(i) Sind im Haushaltsplan mehrere Ausgabebewilligungen als gegenſeitig deckungsfähig be⸗ 
zeichnet, ſo dürfen die bei einer Bewilligung erſparten Mittel, ſolange ſie verfügbar ſind, zur Be⸗ 
gleichung von Mehrbedürfniſſen bei einer anderen dieſer Bewilligungen verwendet werden. 

2) Bei einſeitigem Deckungsvermerke dürfen die Mittel der deckungsberechtigten Bewilligung 
um den Betrag der deckungspflichtigen Bewilligung erhöht werden, ſoweit dort Mittel verfügbar ſind. 


S 36. 

() Die bewilligten Beträge dürfen nur zu dem im Haushaltsplan bezeichneten Zwecke, ſoweit 
und ſolange dieſer fortdauert, und nur innerhalb des Rechnungsjahrs verwendet werden. Bei den 
ausdrücklich als übertragbar bezeichneten Ausgabemitteln und bei den zu einmaligen und zu außer⸗ 
ordentlichen Ausgaben bewilligten Mitteln bleiben die nicht ausgegebenen Beträge für die unter die 
Zweckbeſtimmung fallende Ausgabe über das Rechnungsjahr hinaus zur Verfügung. Dies gilt 
indeſſen, wenn der Haushaltsplan nicht etwas anderes beſtimmt, nur bis zum Rechnungsabſchluß 
für das auf die Schlußbewilligung folgende Rechnungsjahr. Bei Bauten erliſcht die Ausgabebewilli⸗ 
gung mit dem Schluſſe des Rechnungsjahrs, in dem der Bau in ſeinen weſentlichen Teilen in Be⸗ 
nutzung genommen werden kann. 

(2) Beträge, die bei übertragbaren Ausgabebewilligungen am Schluſſe eines Rechnungsjahrs 
nicht verwendet ſind, dürfen nur mit vorheriger Zuſtimmung des Leiters der Gemeinde verausgabt 
werden, ſoweit nicht bei Ausgabebewilligungen, die im laufenden Rechnungsjahr abſchließen, eine 
rechtliche Verpflichtung zur Leiſtung bereits beſteht. Der Leiter der Gemeinde ſoll die Zuſtimmung 
nur erteilen, wenn die Verausgabung bei wirtſchaftlicher und ſparſamer Verwaltung erforderlich iſt. 

(8) Haushaltsvorgriffe find aus der nächſten Bewilligung für den gleichen Zweck vorweg 
zu decken. 

8 37. 

(1) Der Leiter der Gemeinde hat die im Haushaltsplan zur Verfügung geſtellten Mittel ſo 
zu verwalten, daß ſie zur Deckung aller Ausgaben ausreichen, die unter die einzelne Zweckbeſtimmung 
fallen. 

(2) Sind in einer Zweckbeſtimmung oder in den Erläuterungen beſtimmte Maßnahmen mit 
den auf ſie entfallenden Beträgen einzeln aufgeführt, ſo dürfen Beträge, die durch die Unterlaſſung 
oder planmäßige Einſchränkung einer ſolchen Maßnahme erſpart werden, nicht zur Beſtreitung von 
Ausgaben für eine der anderen Maßnahmen verwendet werden. Dies gilt jedoch nicht, wenn die 
Einzelangaben nur der Schätzung des Geſamtaufwandes dienen ſollen. 


Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 78, ausgegeben am 18. 12. 33. 451 


ö 8 38. 

Der Leiter der Gemeinde darf über Ausgabebewilligungen, die im Haushaltsplan als künftig 
wegfallend bezeichnet ſind, von dem Zeitpunkt an, in dem die Vorausſetzung für den Wegfall erfüllt 
iſt, nicht mehr verfügen. 

§ 39. 

(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben dürfen nur mit Genehmigung des 
Leiters der Gemeinde geleiſtet werden. Sie ſind vorher mit den nach dem Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetze zuſtändigen Stellen zu beraten. Von der Beratung darf ausnahmsweiſe dann abgeſehen 
werden, wenn anderenfalls geſetzliche Verpflichtungen der Gemeinde oder zur ordnungsmäßigen 
Erfüllung der Gemeindeaufgaben notwendige Maßnahmen, die ohne Gefährdung des Gemeinwohls 
einen Aufſchub nicht dulden, nicht rechtzeitig erfüllt werden können. In dieſen Fällen iſt den nach 
dem Gemeindeverfaſſungsgeſetze zuſtändigen Stellen bei nächſter Gelegenheit nachträglich von der 
Verausgabung Kenntnis zu geben. Entſprechendes gilt für Maßnahmen, durch die Verbindlich⸗ 
keiten der Gemeinde entſtehen können, für die Mittel im Haushaltsplan nicht vorgeſehen ſind, ſowie 
für Haushaltsvorgriffe. 

(2) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben im außerordentlichen Haushaltsplan 
ſowie Haushaltsvorgriffe bei den zu außerordentlichen Ausgaben bewilligten Mitteln bedürfen 
außerdem der vorherigen Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

(3) Ausgabebewilligungen, die ohne Angabe des Verwendungszwecks zur Verfügung geſtellt 
ſind, dürfen in keinem Falle überſchritten werden. 


8 40. 


Beſoldungen und andere Dienſtbezüge dürfen nur nach Maßgabe der Beſoldungsordnung und 
der im Haushaltsplan bereitgeftellten Mittel gewährt werden. 


§ 41. 

Der Ausführung von Bauten ſind ausführliche Bauentwurfszeichnungen und Koſten⸗ 
berechnungen zugrunde zu legen, es ſei denn, daß es ſich um kleinere Bauvorhaben aus laufenden 
Mitteln handelt. In den Zeichnungen und Berechnungen darf von den im $ 29 genannten Unter⸗ 
lagen nur inſoweit abgewichen werden, als dadurch eine Überſchreitung der Bewilligung nicht 
eintritt. i 

§ 42. 

Vorſchüſſe dürfen nur geleiſtet werden, wenn die Verpflichtung zur Leiſtung zwar feſtſteht, 
die Verrechnung aber trotz gewiſſenhafter Prüfung noch nicht endgültig erfolgen kann. Sind für 
ſolche Ausgaben Mittel im Haushaltsplan nicht oder nicht in ausreichendem Maße vorgeſehen, ſo 
finden die Vorſchriften über überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben Anwendung. 


§ 43. 

Der Leiter der Gemeinde hat der Aufſichtsbehörde halbjährlich einen ſchriftlichen Bericht über 
die Abwicklung des Haushaltsplans und die vorausſichtliche Finanzentwicklung zu erſtatten. In 
dem Bericht iſt insbeſondere auf Fehlbeträge oder die Gefahr künftiger Fehlbeträge hinzuweiſen; 
dabei ſind die zu ihrer Vermeidung oder Abdeckung geplanten oder getroffenen Maßnahmen 
darzulegen. 


Zweiter Teil. 
Teilnahme der Gemeinde am bürgerlichen Rechtsverkehr. 


8 44. 

(1) Im bürgerlichen Rechtsverkehr wird die Gemeinde durch ihren Leiter vertreten. Dieſer 
wird von ſeinem allgemeinen Vertreter und im Rahmen der ihnen zugewieſenen Arbeitsgebiete 
von den Schöffen und Beigeordneten vertreten. Er kann andere Beamte und Angeſtellte durch 
beſondere ſchriftliche Vollmacht mit ſeiner Vertretung im Rahmen der ihnen zugewieſenen Ar 
beitsgebiete beauftragen. 
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(2) Willenserklärungen der Gemeinde ſollen nur ſchriftlich abgegeben werden, ſoweit nicht 
die Natur des Rechtsgeſchäfts oder beſondere Umſtände eine Abweichung rechtfertigen. 


§ 45. 

(1) Der Leiter der Gemeinde und feine Vertreter (§ 44 Abſ. 1) find zur Vertretung der Ge⸗ 
meinde bei der Vornahme von Rechtsgeſchäften, durch die eine Verpflichtung der Gemeinde be- 
gründet wird, nur befugt, wenn ihre Erklärungen ſchriftlich in der im Abſ. 2 vorgeſchriebenen 
Form abgegeben werden. 

(2) Die Erklärungen ſind unter der Amtsbezeichnung des Leiters der Gemeinde handſchrift⸗ 
lich zu vollziehen. Die Vollziehung durch den Leiter der Gemeinde bedarf zu ihrer Verbindlichkeit 
eines von ſeinem allgemeinen Vertreter oder einem ſonſtigen Schöffen oder Beigeordneten unter— 
zeichneten Vermerkes, daß er von dem Inhalte der Erklärung Kenntnis genommen hat. Im 
Falle der Vertretung des Leiters der Gemeinde muß der Vollziehung durch den nach § 44 Abſ. 1 
Satz 2 Vertretungsberechtigten die Mitvollziehung durch einen zweiten Schöffen oder Beigeord— 
neten hinzutreten. Im Falle der Vertretung durch einen gemäß § 44 Abſ. 1 Satz 3 Vertretungs⸗ 
berechtigten muß der Vollziehung durch dieſen die Mitvollziehung durch einen zweiten Beamten 
oder Angeſtellten, den der Leiter der Gemeinde beſtimmt, hinzutreten. 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 gelten nicht, wenn es ſich um Rechtsgeſchäfte über 
die Lieferung von Waren an die Gemeinde oder die Leiſtung von Dienſten für ſie handelt, die 
finanziell von nicht erheblicher Bedeutung ſind und die in der Wirtſchaft der Gemeinde ihrer 
Natur nach regelmäßig wiederkehren. 

n § 46. 

(1) Zum Abſchluß von Verträgen der Gemeinde mit ihren Beamten und mit ihren An⸗ 
geſtellten in leitender Stellung iſt nur der Leiter der Gemeinde berufen. Das gleiche gilt für 
den Abſchluß von Verträgen mit den Ehegatten dieſer Beamten und Angeſtellten. 

(2) Verträge der Gemeinde mit dem Leiter der Gemeinde oder ſeinem Ehegatten kann nur 
fein allgemeiner Vertreter abſchließen. Die Verträge bedürfen der Genehmigung der Auſſichts⸗ 
behörde. 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 finden keine Anwendung auf den Abſchluß von Ver⸗ 
trägen nach feſtſtehenden Tarifen. d 

§ 47. 

() Den Verträgen, die für Rechnung der Gemeinde geſchloſſen werden, ſoll eine öffentliche 
Ausſchreibung nach den Grundſätzen der Reichsverdingungsordnung vorhergehen, ſofern nicht die 
Natur des Geſchäfts oder beſondere Umſtände eine Abweichung hiervon rechtfertigen. 

(2) Der Miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem 
Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit für das Vergebungsweſen allgemeine Gundſätze aufſtellen, die 
für die Gemeinden verbindlich ſind. 

§ 48. 

(1) Verträge, durch die die Gemeinde verpflichtet werden ſoll, über ein Rechnungsjahr hinaus 
Zahlungen zu leiſten, ſollen endgültig erſt abgeſchloſſen werden, nachdem die Ausgabemittel zur 
Deckung der der Gemeinde erwachſenden Ausgaben erſtmalig durch den Haushaltsplan oder durch 
einen Nachtragshaushaltsplan bereitgeſtellt ſind. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt nicht für im Rahmen der laufenden Verwaltung ab⸗ 
zuſchließende, ihrer Natur nach regelmäßig wiederkehrende Verträge. 


8 49. 

Im Falle der Übernahme einer Bürgſchaft, einer Gewährleiſtung oder einer ſonſtigen Sicher- 
heitsleiſtung durch die Gemeinde ſoll für ſie das Recht ausbedungen werden, die Unternehmungen 
des Schuldners durch eigene Beamte oder Angeſtellte oder, ſoweit erforderlich, durch beſondere 
Sachverſtändige jederzeit einer Buch- und Betriebsprüfung zu unterziehen, um feſtzuſtellen, ob 
eine Inanſpruchnahme der Gemeinde möglicherweiſe eintreten kann oder die Vorausſetzungen für 
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eine ſolche vorliegen oder vorgelegen haben. Für die Aufſichtsbehörde iſt das gleiche Recht aus⸗ 
zubedingen. 
§ 50. 

Verträge über ein von der Gemeinde gewährtes Darlehen ſollen ſchriftlich abgeſchloſſen 
werden. In ihnen ſollen Beſtimmungen über die Rückzahlung des Darlehens und über ſeine 
Verzinſung getroffen werden. In geeigneten Fällen ſollen für die Gemeinde und für die Aufſichts⸗ 
behörde die im § 49 genannten Rechte ausbedungen werden. 


§ 51. 

() Leiſtungen der Gemeinde vor Empfang der Gegenleiſtung ſollen nur vereinbart oder 
bewirkt werden, ſoweit dies im allgemeinen Verkehr üblich oder durch beſondere Umſtände 
gerechtfertigt iſt. 

(2) Bei Zahlungen, die vor Fälligkeit an die Gemeinde entrichtet werden, kann ein an⸗ 
gemeſſener Abzug gewährt werden. 

§ 52. 

(1) Die der Gemeinde zuſtehenden Zahlungen find rechtzeitig und vollſtändig einzuziehen. 

(2) Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber der Gemeinde dürfen, ſoweit eine Stundung bei Lei⸗ 
ſtungen der in Frage kommenden Art nicht allgemein üblich iſt, nur der Leiter der Gemeinde, 
ſein allgemeiner Vertreter oder die Schöffen und Beigeordneten im Rahmen der ihnen zugewieſenen 
Arbeitsgebiete ſtunden. Die Stundung iſt nur bei Vorliegen beſonderer Umſtände und nur dann 
zuläſſig, wenn die Erfüllung der Verbindlichkeiten hierdurch nicht gefährdet wird. 

(3) Einen Anſpruch der Gemeinde darf nur der Leiter der Gemeinde oder ſein allgemeiner 
Vertreter nach Anhörung der nach dem Gemeindeverfaſſungsgeſetze zuſtändigen Stellen erlaſſen 
oder niederſchlagen. Die Anhörung iſt ſtets erforderlich vor dem Erlaß oder der Niederſchlagung 
von Anſprüchen gegen Beamte aus Kafjen- oder Rechnungsfehlbeträgen ſowie von Anſprüchen 
auf Erſatz von Schäden infolge ſchuldhaften Verhaltens im Dienſte; im übrigen kann der Leiter 
der Gemeinde oder ſein allgemeiner Vertreter durch Satzung ermächtigt werden, Anſprüche 
beſtimmter Art oder bis zu einer beſtimmten Höhe ohne Anhörung zu erlaſſen oder nieder. 
zuſchlagen. Dieſe Vorſchriften gelten auch für den Abſchluß von Vergleichen. 

(4) Für Stundung, Erlaß und Niederſchlagung von öffentlichen Abgaben gelten die hierüber 
beſtehenden beſonderen geſetzlichen Vorſchriften ſowie die zu ihrer Ergänzung erlaſſenen An- 
ordnungen. 

§ 53. 

Verträge der Gemeinde darf nur der Leiter der Gemeinde oder ſein allgemeiner Vertreter 
zum Nachteil der Gemeinde im Vertragsweg ändern oder aufheben. Dies ſoll nur geſchehen, wenn 
die Anderung oder Aufhebung des Vertrags aus beſonderen Gründen angezeigt iſt. 


§ 54. 

Vertragsſtrafen darf nur der Leiter der Gemeinde oder ſein allgemeiner Vertreter ganz oder 
teilweiſe erlaſſen. Dies ſoll nur geſchehen, wenn der Gemeinde durch die Nichterfüllung oder nicht 
ordnungsmäßige Erfüllung des Vertrags ein Nachteil nicht entſtanden iſt oder wenn die Entrichtung 
der Vertragsſtrafe offenſichtlich eine unbillige Härte bedeuten würde. 


Dritter Teil. 
Vermögens⸗ und Schuldenverwaltung. 
1. Abſchnitt. 
Vermögensverwaltung. 


§ 55. 
Das Vermögen der Gemeinde beſteht aus dem Gemeindevermögen und dem Gemeindeſonder⸗ 
vermögen. 
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§ 56. 
(1) Gemeindevermögen find das Verwaltungsvermögen, das Betriebsvermögen und das all⸗ 
gemeine Kapital- und Grundvermögen. 


(2) Zum Verwaltungsvermögen gehören die Vermögensgegenſtände, die unmittelbar den 
öffentlich⸗rechtlichen oder gemeinnützigen Zwecken der Kämmereiverwaltungen dienen. Betriebs⸗ 
vermögen ſind die den wirtſchaftlichen Unternehmungen der Gemeinde zugehörigen Vermögensgegen⸗ 
ſtände. Zum allgemeinen Kapital⸗ und Grundvermögen gehören die ſonſtigen Vermögensgegen⸗ 
ſtände der Gemeinde. 

§ 57. 

Gemeindeſondervermögen ſind die Vermögensgegenſtände der Gemeinde, deren Nutzung nicht 
der Gemeinde, ſondern den Einwohnern oder einzelnen von ihnen zuſteht (Gemeindegliedervermögen) 
ſowie die Vermögensgegenſtände der Gemeinde, die oder deren Nutzung für beſtimmte wohltätige 
oder gemeinnützige Zwecke zu verwenden ſind (Gemeindeſtiftungsvermögen). 


a) Gemeindevermögen. 


§ 58. 

Die Gemeinde ſoll Vermögensgegenſtände nur erwerben, ſoweit es zur Erfüllung ihrer Auf⸗ 
gaben erforderlich iſt oder in abſehbarer Zeit erforderlich wird. Der Erwerb von Vermögensgegen⸗ 
ſtänden ſoll regelmäßig unterbleiben, wenn der damit verfolgte Zweck beſſer und wirtſchaftlicher 
durch andere öffentlich-rechtliche oder private Träger erfüllt werden kann oder wenn die durch den 
Erwerb und die Bewirtſchaftung des Vermögensgegenſtandes entſtehenden Laſten die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Gemeinde unverhältnismäßig beeinträchtigen. 


§ 59. 

(1) Der entgeltliche Erwerb von Vermögensgegenſtänden durch die Gemeinde darf, ſoweit hier⸗ 
für nicht Mittel des ordentlichen Haushalts zur Verfügung ſtehen, regelmäßig nur erfolgen, wenn 
die Gemeinde zu dieſem Zwecke ausreichende Rücklagen aus Mitteln des ordentlichen Haushalts an⸗ 
geſammelt hat. 

(2) Darlehensmittel ſollen zum entgeltlichen Erwerb von Vermögensgegenſtänden unbeſchadet 
der Vorſchrift des § 73 nur verwendet werden, wenn es ſich um einen nicht vorausſehbaren außer⸗ 
ordentlichen Bedarf handelt oder wenn die Anſammlung von Rücklagen aus ſonſtigen zwingenden 
Gründen nicht möglich war. 

§ 60. 

Die laufende Unterhaltung des Gemeindevermögens iſt aus Mitteln des ordentlichen Haus⸗ 

halts zu beſtreiten, ſoweit im § 68 nicht Abweichendes beſtimmt iſt. 


8 61. 

(1) Die Gemeinde ſoll Vermögensgegenſtände, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 
ſind oder in abſehbarer Zeit erforderlich werden, in dem Umfang und in dem Zuſtand erhalten, der 
der wirtſchaftlichſten Erfüllung ihres Zweckes entſpricht. 

(2) Zur Erſatzbeſchaffung von Vermögensgegenſtänden gemäß Abſ. 1, die veralten oder ver⸗ 
ſchleißen, ſind die erforderlichen Mittel nach Maßgabe der Lebensdauer des Vermögensgegenſtandes 
und des Aufwandes, der für die Erſatzbeſchaffung erforderlich iſt, durch Rücklagen aus Mitteln des 
ordentlichen Haushalts anzuſammeln. 

§ 62. 
Gemeindevermögen darf nicht in Gemeindegliedervermögen umgewandelt werden. 


§ 63. 
(1) Die Gemeinde darf Vermögensgegenſtände, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht 
erforderlich ſind oder in abſehbarer Zeit nicht erforderlich werden, veräußern. Sie ſoll ſolche Ver⸗ 
mögensgegenſtände veräußern, wenn dies angeſichts ihrer Verſchuldung geboten erſcheint; ſie ſoll 
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Vermögensgegenſtände ferner veräußern, wenn ſie mit den Aufgaben der Gemeinde in keinem 
Zuſammenhange ſtehen. 

(2) Ein Tauſch von Vermögensgegenſtänden iſt nur zuläſſig, wenn er aus wirtſchaftlichen 

Rückſichten geboten iſt. 
§ 64. 

(1) Der Abſchluß von Rechtsgeſchäften, welche die entgeltliche oder unentgeltliche Veräußerung 
oder den Tauſch von Grundſtücken und grundſtücksgleichen Rechten zum Gegenſtand haben, bedarf 
der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Das gleiche gilt für Rechtsgeſchäfte über die Veräußerung 
oder weſentliche Veränderung von Sachen, die einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, geſchichtlichen 
oder künſtleriſchen Wert haben, namentlich von Archiven und Teilen derſelben. 

(2) Der Miniſter des Innern kann Rechtsgeſchäfte der im Abſ. 1 Satz 1 bezeichneten Art, 
die im Rahmen der gemeindlichen Vermögensverwaltung ihrer Natur nach regelmäßig wiederkehren 
oder die von ihm beſtimmte Wertgrenzen nicht überſteigen, von der Genehmigungspflicht freiſtellen. 


§ 65. 

(1) Der Erlös aus der Veräußerung von Vermögensgegenſtänden iſt zur Verminderung des 
Darlehensbedarfs des außerordentlichen Haushaltsplans oder eines außerordentlichen Nachtrags— 
haushaltsplans, zur außerordentlichen Schuldentilgung oder zur Verſtärkung der Rücklagen zu 
verwenden. Mit Genehmigung der Auffichtsbehörde darf er ausnahmsweiſe zur Abdeckung von 
Haushaltsfehlbeträgen aus Vorjahren verwendet werden. 

(2) Die Vorſchrift des 8 68 wird hierdurch nicht berührt. 


S 66. 

() Vermögensgegenſtände dürfen für Zwecke einer anderen Haushaltsbewilligung als der⸗ 
jenigen, aus der fie beſchafft find, nur gegen Erſtattung des Wertes zur Zeit der Abgabe abgegeben 
werden, ſoweit ſich nicht aus dem Haushaltsplan etwas anderes ergibt oder ſoweit nicht bei der 
Abgabe von Gegenſtänden von einer Dienſtſtelle an eine andere mit Zuſtimmung des Leiters der 
Gemeinde von einer Erſtattung des Gegenwerts abgeſehen wird. Entſprechendes gilt für die Über⸗ 
laſſung der Nutzung eines Vermögensgegenſtandes, insbeſondere für die Erhebung von Mieten 
und Pachten. 

(2) Einzelne zu einer Sammlung gehörende Stücke dürfen ohne Erſtattung des Wertes an 
eine andere Sammlung der Gemeinde abgegeben werden. 


§ 67. 

Das Gemeindevermögen iſt ſo zu verwalten, daß ſeine Vorhaltung und Bewirtſchaftung 
möglichſt geringe Koſten verurſacht und daß aus ihm ein angemeſſener Ertrag gewonnen wird, 
es ſei denn, daß der Zweck, dem ein Vermögensgegenſtand zu dienen beſtimmt iſt, die Erwirt⸗ 
ſchaftung eines Ertrags ausſchließt oder beſondere geſetzliche Vorſchriften etwas anderes beſtimmen. 


8 68. 

(1) Grundſtücke und grundſtücksgleiche Rechte, die zum allgemeinen Kapital⸗ und Grund⸗ 
vermögen gehören, ſind als Liegenſchaftsvermögen ſelbſtändig zu verwalten. Die Erträge und 
Aufwendungen der Liegenſchaftsverwaltung ſind geſondert zu veranſchlagen (Plan der Liegen⸗ 
ſchaftsverwaltung). 

(2) Fehlbeträge aus der Liegenſchaftsverwaltung ſind in erſter Linie aus Rücklagen für 
Zwecke des allgemeinen Grunderwerbes oder aus dem Erlöſe der Veräußerung von Teilen des 
Liegenſchaftsvermögens zu decken. Eine Deckung der Fehlbeträge aus Mitteln des ordentlichen 
Haushalts iſt nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde zuläflig. Überſchüſſe aus der Liegen⸗ 
ſchaftsverwaltung find als Einnahmen in den ordentlichen Haushalt einzuſtellen. 


S 69. 


(1), Für das Betriebsvermögen der Gemeinde gelten die Vorſchriften der SS 58 bis 67 mit 
den Maßgaben, die ſich aus dem Vierten Teile dieſes Geſetzes ergeben. 
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() Für bewegliche Vermögensgegenſtände, die zum Gebrauch oder Verbrauch in der laufenden 
Verwaltung beſtimmt ſind (Wirtſchaftsmittel), gelten die Vorſchriften der SS 58 bis 67 nicht. 

(3) Für die Gemeindewaldungen finden die Vorſchriften des Dritten Teiles dieſes Geſetzes 
keine Anwendung; es bewendet inſoweit bei den beſtehenden Vorſchriften. 


b) Gemeindeſondervermögen. 


§ 70. 

(1) Das Gemeindegliedervermögen iſt nach den bisherigen Beſtimmungen und Gewohnheiten 
zu bewirtſchaften. 

(2) Gemeindegliedervermögen darf nicht in Privatvermögen der Nutzungsberechtigten um⸗ 
gewandelt werden. Es kann mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde in freies Gemeindevermögen 
umgewandelt werden. Die Genehmigung ſoll nur erteilt werden, wenn die Umwandlung bei 
aller Achtung vor den althergebrachten Gewohnheiten und Einrichtungen aus Gründen des Ge⸗ 
meinwohls geboten erſcheint. In dieſem Falle iſt den bisherigen Berechtigten, ſoweit ſie das Recht 
zur Teilnahme an der Nutzung des Gemeindegliedervermögens durch ein Einkaufsgeld erworben 
haben, dieſes zurückzuzahlen. 

(3) Soweit nach den bisher geltenden rechtlichen Vorſchriften Nutzungsrechte am Gemeinde⸗ 
gliedervermögen den Berechtigten gegen ihren Willen nicht entzogen oder geſchmälert werden 
dürfen, darf die Umwandlung nur gegen angemeſſene Entſchädigung erfolgen. Die Pflicht zur 
Entſchädigung liegt der Gemeinde ob. Die Höhe der Entſchädigung wird von dem Leiter der Ge⸗ 
meinde feſtgeſetzt. Gegen die Feſtſetzung findet binnen ſechs Monaten die Klage im ordentlichen 
Rechtsweg ſtatt. 

§ 71. 

Gemeindeſtiftungsvermögen iſt nach den Beſtimmungen des Stifters zu verwalten. Seine 
Erträge dürfen nur dem Stiftungszweck entſprechend verwendet werden. Das Stiftungsvermögen 
iſt von dem übrigen Gemeindevermögen getrennt zu halten und erforderlichenfalls ſo anzulegen, 
daß es für ſeinen Verwendungszweck jederzeit greifbar iſt. 


2. Abſchnitt. 
Schuldenverwaltung. 


§ 72. 

(1) Die Gemeinde darf Darlehen nur im Rahmen des außerordentlichen Haus⸗ 
haltsplans oder eines außerordentlichen Nachtragshaushaltsplans aufnehmen. Der Geſamtbetrag 
der Darlehen, die zur Beſtreitung von Ausgaben des außerordentlichen Haushaltsplans oder eines 
außerordentlichen Nachtragshaushaltsplans dienen ſollen, bedarf im Rahmen der Haushaltsſatzung 
der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Die Genehmigung wird vorbehaltlich der Genehmigung 
zur rechtswirkſamen Aufnahme der einzelnen Darlehen (8 74) ausgeſprochen; fie iſt zu verſagen, 
ſoweit ſich ſchon in dieſem Zeitpunkt erkennen läßt, daß die Vorausſetzungen für die Aufnahme der 
einzelnen Darlehen offenbar nicht vorliegen. Als Darlehen iſt die Aufnahme jeder Art von Kredit 
mit Ausnahme der Kaſſenkredite anzuſehen. 

(2) Darlehensermächtigungen im außerordentlichen Haushaltsplan oder in einem außer⸗ 
ordentlichen Nachtragshaushaltsplan erlöſchen unbeſchadet der Vorſchrift des § 10 Nr. 4 mit Ablauf 
der Rechnungsjahrs. 

§ 73. 

(1) Die Gemeinde darf Darlehen nur zur Beſtreitung eines außerordentlichen und unab⸗ 
weisbaren Bedarfs und im allgemeinen nur für werbende Zwecke aufnehmen. Ein werbender 
Zweck liegt vor, wenn die Gewähr gegeben erſcheint, daß der Aufwand für die Verzinſung und 
Tilgung der Darlehen durch Einnahmen oder durch Ausgabeerſparniſſe, die ſich aus der Verwen⸗ 
dung der Darlehensmittel ergeben, dauernd ausgeglichen werden kann. 

(2) Darlehen für nicht werbende Zwecke darf die Gemeinde nur aufnehmen, wenn ſich die 
Verzinſungs⸗ und Tilgungsverpflichtungen mit ihrer dauernden Leiſtungsfähigkeit im Einklang be⸗ 
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finden. Den Nachweis hierfür hat die Gemeinde vor Aufnahme eines ſolchen Darlehens regel⸗ 
mäßig dadurch zu erbringen, daß ſie die zur Erfüllung des Kapitaldienſtes erforderlichen Beträge 
für einen Zeitraum von fünf Jahren aus Mitteln des ordentlichen Haushalts in einer Rücklage 
angeſammelt hat. 

(3) Unbeſchadet der beſonderen Vorſchriften über die Aufnahme und Verwendung von Kaſſen⸗ 
krediten (SS 81 bis 83) darf die Gemeinde Darlehen mit einer Laufzeit von nicht mehr als einem 
Jahre nur aufnehmen, wenn ſie ſich als Vorwegnahme eines rechtsverbindlich von einem leiſtungs— 
fähigen Kreditgeber zugeſagten und genehmigten langfriſtigen Darlehens darſtellen und dem— 
ſelben Zwecke dienen, für den der Erlös dieſes Darlehens beſtimmt iſt. 


Sa, ı 

(1) Die Gemeinde bedarf zur rechtswirkſamen Aufnahme der Darlehen, die im außerordent⸗ 
lichen Haushaltsplan oder in einem außerordentlichen Nachtragshaushaltsplane vorgeſehen und 
gemäß § 72 im Rahmen der Haushaltsfagung genehmigt worden find, zur rechtswirkſamen Über- 
nahme von Bürgſchaften und Verpflichtungen aus Gewährverträgen und zur rechtswirkſamen 
Beſtellung anderer Sicherheiten der vorherigen Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Eine Genehmi— 
gung iſt nicht erforderlich für im Rahmen der laufenden Verwaltung abzuſchließende, ihrer Natur 
nach regelmäßig wiederkehrende Geſchäfte, es ſei denn, daß es ſich unmittelbar oder mittelbar 
um die Aufnahme von Auslandskrediten handelt. 

(2) Der Genehmigung unterliegen auch Rechtsgeſchäfte, mit denen durch Mißbrauch von 
Formen und Geſtaltungsmöglichkeiten des Rechtes die Genehmigung umgangen werden ſoll. Eine 
ſolche Umgehung liegt insbeſondere dann vor, wenn durch das gewählte Rechtsgeſchäft nach Lage 
der Verhältniſſe wirtſchaftlich für die Gemeinde im weſentlichen derſelbe Erfolg erzielt werden 
ſoll, der erzielt würde, wenn eine der Aufnahme eines Darlehens, der Übernahme einer Bürgſchaft 
oder Gewähr oder der Stellung einer Sicherheit entſprechende rechtliche Geſtaltung gewählt worden 
wäre. Dies gilt auch, wenn für die Errichtung, die Inſtandſetzung oder den Ausbau dauernder 
Anlagen oder anderer Werke ein Geldbetrag geſchuldet und die Zahlung nicht auf Grund eines 
Darlehensvertrags, ſondern in anderer rechtsgeſchäftlicher Form kreditiert wird. 


8 75. 

Die Gemeinde darf zur Sicherung eigener Darlehen grundſätzlich keine beſonderen Sicher⸗ 
heiten beſtellen. Als beſondere Sicherheiten gelten nicht eine hypothekariſche Sicherung, wenn ſie 
der Verkehrsübung entſpricht (3. B. Reſtkaufgeld, Finanzierung von Wohnungsbau, landwirtſchaft⸗ 
liche Beleihung) und die bankmäßige Lombardierung von Wertpapieren. 


§ 76. 

( Die Gemeinde hat für jedes Darlehen, das in Teilbeträgen oder durch einmalige Rück⸗ 
zahlung zu tilgen iſt, einen Tilgungsplan aufzuſtellen; ſpätere Anderungen des Tilgungsplans 
bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde, wenn fie eine Erleichterung der Tilgung für 
die Gemeinde bezwecken. 

(2) In dem Tilgungsplan iſt eine Tilgung mindeſtens in der Höhe der Rückzahlungsbedin⸗ 
gungen aus dem Darlehensvertrage vorzuſehen. Iſt ein Darlehen für ſolche Ausgaben verwendet 
worden, die erfahrungsgemäß bereits vor voller Tilgung des Darlehens gemäß den Rückzahlungs— 
bedingungen wiederkehren, ſo ſoll eine verſtärkte Tilgung entſprechend der Wiederkehr der Ausgabe 
vorgeſehen werden. Die Tilgung iſt ferner um ſo höher zu bemeſſen, je geringer der unmittelbare 
wirtſchaftliche Nutzen der Darlehensausgabe iſt. 

(3) Angeſammelte Tilgungsbeträge dürfen für ſonſtige Zwecke des Haushalts nicht verwendet 
werden. Im übrigen trifft der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter 
die näheren Vorſchriften über die Tilgung und über die Tilgungsrücklagen für Darlehen der 
Gemeinden. 

8 77. 

(1) Vertreter der Gemeinde im Vorſtand oder Aufſichtsrat einer Geſellſchaft, deren Gefell- 

ſchaftsanteile ſich insgeſamt oder überwiegend im Eigentum von Gemeinden oder Gemeinde- 
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verbänden befinden, dürfen der Aufnahme von Darlehen durch die Geſellſchaft ſowie einer Er⸗ 
mächtigung zur Aufnahme von Kaſſenkrediten nur zuſtimmen, wenn die Aufſichtsbehörde dieſe 
Zustimmung genehmigt hat. Sind mehrere Gemeinden, die verſchiedenen Aufſichtsbehörden unter⸗ 
ſtehen, an einer Geſellſchaft beteiligt, ſo iſt auf Antrag des Vorrſtandes von dem Miniſter des 
Innern eine Aufſichtsbehörde zu beſtimmen, die mit Wirkſamkeit für alle Beteiligten die Ge⸗ 
nehmigung erteilt. 

(2) Die Genehmigungspflicht gemäß Abſ. 1 entfällt bei gemiſchtwirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmungen, bei denen das private Kapital mit mindeſtens fünfundzwanzig vom Hundert des Geſell⸗ 
ſchaftskapitals beteiligt iſt. 

8 78. 

Die Aufſichtsbehörde darf die Genehmigung nach SS 74 und 77 nur erteilen, wenn die 
Kreditaufnahme der pfleglichen Behandlung des Geld⸗ und Kapitalmarkts nicht widerſpricht. Der 
Miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter hierüber Richtlinien erlaſſen. 


Ss 79. 
Für die Genehmigung von Darlehen, die im Ausland aufgenommen werden, gelten die 
hierfür erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen. 
§ 80. 


Der Erlös aus Darlehen darf nur für die bei der Genehmigung angegebenen Zwecke 
verwendet werden. 


3. Abſchnitt. 
Kaſſenkredite. 


§ 81. 
() Die Gemeinde darf Kaſſenkredite nur im Rahmen der Ermächtigung in der Haushalts⸗ 
ſatzung oder einer Nachtragsſatzung über den Haushaltsplan und nur inſoweit aufnehmen, als der 
Bedarf nicht aus der nach $ 26 angeſammelten Betriebsrücklage gedeckt werden kann. 


(2) Die Ermächtigung zur Aufnahme von Kaſſenkrediten bedarf der Genehmigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn die Kaſſenkredite aus ordentlichen 
Einnahmen des laufenden Haushalts oder ſonſt innerhalb von neun Monaten aus ordentlichen Ein⸗ 
nahmen zurückgezahlt werden können und nicht jeweils insgeſamt mehr als ein Viertel des haus⸗ 
haltsmäßigen ordentlichen Einnahmeſolls des Rechnungsjahrs betragen. Eine Genehmigung der 
einzelnen Kaſſenkredite iſt nicht erforderlich. 


§ 82. 
Die Gemeinde darf Kaſſenkredite nicht für Ausgaben des außerordentlichen Haushalts ver⸗ 
wenden. 
§ 83. 
(1) Die Ermächtigung zur Aufnahme von Kaſſenkrediten erliſcht unbeſchadet der Vorſchrift 
des § 10 Abſ. 3 mit Ablauf des Rechnungsjahrs. 


(2) Kaſſenkredite, die auf Grund von Ermächtigungen früherer Haushaltsſatzungen oder gemäß 
§ 10 Abſ. 3 aufgenommen und noch nicht zurückgezahlt ſind, ſind auf den Betrag, der für das neue 
Rechnungsjahr aufgenommen werden darf, anzurechnen. 


4. Abſchnitt. 
Nachweis und Bewertung des Vermögens und der Schulden. 


§ 84. 


() In jeder Gemeinde find Verzeichniſſe des Vermögens und der Schulden fortlaufend zu 
führen, die den Beſtand und ſeine Veränderungen nachweiſen. 
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(2) Die Vermögens- und Schuldenverzeichniſſe haben das Vermögen getrennt nach Vermögens⸗ 
arten und die Schulden getrennt nach Schuldenarten nachzuweiſen. Daneben iſt ein Nachweis der 
Verwendungszwecke der aufgenommenen Schulden zu führen. 


§ 85. 

Die Beſtandsverzeichniſſe über das Vermögen und die Schulden, die Verzeichniſſe über die 
Bewertung des Vermögens und der Schulden (Vermögensrechnungen) ſowie die Ertrags- und Laſten⸗ 
rechnungen aus der Bewirtſchaftung des Vermögens (Erfolgsrechnungen) ſind unter Zugrunde⸗ 
legung der Muſter und Richtlinien einzurichten und zu führen, die der Miniſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter auffſtellt. 


Vierter Teil. 
Wirtſchaftliche Betätigung der Gemeinden. 


1. Abſchnitt. 
Errichtung wirtſchaftlicher Unternehmungen. 


§ 86. 

(1) Wirtſchaftliche Unternehmungen der Gemeinden find Einrichtungen, die gegen Entgelt An- 
lagen vorhalten oder Leiſtungen bewirken, die auch durch private Unternehmer mit der Abſicht der 
Gewinnerzielung den Abnehmern zur Verfügung geſtellt werden können. Der Annahme einer wirt⸗ 
ſchaftlichen Unternehmung ſteht nicht entgegen, daß 

1. das Entgelt für die Vorhaltung oder die Leiſtungen in der Form von öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Gebühren und Beiträgen erhoben wird oder 

2. tatſächlich oder rechtlich ein Zwang für die Benutzung oder die Entgegennahme der 
Leiſtungen beſteht oder 

3. die Privatwirtſchaft die Bedürfniſſe, denen die Einrichtungen dienen follen, tatſächlich 
nicht befriedigt und dazu auch nicht in der Lage erſcheint. 

(2) Nicht zu den wirtſchaftlichen Unternehmungen gehören, ſoweit nicht die Aufſichtsbehörde 
etwas anderes beſtimmt, Veranſtaltungen des Unterrichts-, Erziehungs- und Bildungsweſens, der 
körperlichen Ertüchtigung, der Kranken-, Geſundheits⸗ und Wohlfahrtspflege ſowie diejenigen Ver⸗ 
anſtaltungen, über deren Errichtung oder Wirtſchaftsführung beſondere Vorſchriften beſtehen. Auch 
dieſe Veranſtaltungen ſind nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu verwalten. 


§ 87. 
(1) Die Gründung und Errichtung wirtſchaftlicher Unternehmungen iſt nur zuläſſig, wenn 
1. der öffentliche Zweck die Errichtung der Unternehmung rechtfertigt, 
2. der durch die Unternehmung verfolgte Zweck nicht beſſer und wirtſchaftlicher durch 
einen anderen öffentlich-rechtlichen oder privaten Träger erfüllt werden kann und 
3. die Unternehmung nach Art und Umfang in einem angemeſſenen Verhältniſſe zu der 
Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde ſteht und die Erfüllung ihrer öffentlich- rechtlichen 
Aufgaben nicht beeinträchtigt. 
(2) Der Umfang einer Unternehmung darf über das durch den vorausſichtlichen Bedarf gebotene 
Maß nicht hinausgehen. 
(3) Die Errichtung von Bankunternehmungen iſt unzuläſſig. Für die öffentlich⸗rechtlichen 
Sparkaſſen bewendet es bei den für dieſe geltenden beſonderen Vorſchriften. 


§ 88. 
(1) Vor der Gründung und Errichtung wirtſchaftlicher Unternehmungen iſt der Aufſichts⸗ 
behörde von dieſer Abſicht unter Vorlage aller Unterlagen, die zur Beurteilung der Unternehmung 
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und ihrer Wirtſchaftlichkeit erforderlich find, rechtzeitig Kenntnis zu geben. Insbeſondere ſind Koſten⸗ 
und Ertragsberechnungen unbeteiligter beeideter Sachverſtändiger vorzulegen, durch die die Frage 
der Größe der Unternehmung und des eingegangenen Wagniſſes ſowie die Finanzierung und die 
finanziellen Verpflichtungen geklärt werden. Des weiteren iſt die in Ausſicht genommene Unter⸗ 
nehmungsform zu begründen und bei Eigenbetrieben (§ 92) die Betriebsſatzung vorzulegen. In der 
Betriebsſatzung müſſen die eingebrachten Grundſtücke, Gebäude und ſonſtigen Vermögensgegenſtände, 
die dem Betriebe der Unternehmung gewidmet werden ſollen, bezeichnet und die Verwaltung der 
Unternehmung geregelt ſein. 

(2) Die Aufſichtsbehörde hat gegen die Gründung und Errichtung binnen ſechs Wochen Ein⸗ 
ſpruch zu erheben, wenn die Vorausſetzungen des § 87 nicht erfüllt ſind. Der Einſpruch hat die 
Wirkung, daß mit der Gründung und Errichtung der Unternehmung nicht begonnen werden darf. 
Erhebt die Aufſichtsbehörde keinen Einſpruch, jo hat fie über die Genehmigung der Betriebsſatzung 
zu entſcheiden. 

(8) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 gelten auch für die Erweiterung beſtehender Unter⸗ 
nehmungen. Die Aufſichtsbehörde kann jedoch in dieſem Falle von der Erhebung des Einſpruchs 
abſehen, wenn ohne Durchführung der Erweiterung eine wirtſchaftliche Fortführung der Unter⸗ 
nehmung nicht möglich iſt und deren Aufgabe der Gemeinde nicht zugemutet werden kann. 


§ 89. 


(1) Der Errichtung wirtſchaftlicher Unternehmungen ſteht die Beteiligung an wirtſchaftlichen 
Unternehmungen mit eigener Rechtsperſönlichkeit gleich, wenn die Gemeinde durch die Beteiligung 
einen Einfluß auf die Geſchäftsführung oder die Gewinnverteilung erſtrebt. 

(2) An der Gründung einer wirtſchaftlichen Unternehmung mit eigener Rechtsperſönlichkeit 
ſoll ſich die Gemeinde nur beteiligen, wenn für die Unternehmung die Form einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 
deren Satzung einen Aufſichtsrat vorſieht, gewählt wird. 

(3) Bei der Gründung ſoll ſich die Gemeinde durch geeignete Abmachungen den nötigen 
Einfluß auf die Geſchäftsführung der Geſellſchaft, insbeſondere eine angemeſſene Vertretung im 
Aufſichtsrat, ſichern. Soweit es der von der Gemeinde verfolgte Zweck erfordert, ſoll ferner die 
Beteiligung davon abhängig gemacht werden, daß der Gemeinde in der Satzung folgende Rechte 
eingeräumt werden: 

1. Die Geſchäftsführung der Unternehmung iſt durch einen dem Leiter der Gemeinde 
genehmen ſachverſtändigen Prüfer (Bilanzprüfer, Prüfungsgeſellſchaft) zu prüfen. 
Die Prüfungsberichte ſind dem Leiter der Gemeinde vorzulegen. 

2. Der Leiter der Gemeinde kann einem ſachverſtändigen Prüfer (Bilanzprüfer, 
Prüfungsgeſellſchaft) auf Koſten der Unternehmung unmittelbar Aufträge erteilen, 
wenn 

a) eine von der Unternehmung veranlaßte Prüfung nicht dem Geſetze, der Satzung. 
oder den Vereinbarungen zwiſchen der Gemeinde und der Unternehmung 
entſpricht, 

p) die Unternehmung einem Erſuchen des Leiters der Gemeinde um Vornahme 
einer Prüfung oder um Erteilung eines Prüfungsauftrags nicht nachkommt. 


Die Rechte nach Nr. 1 und 2 ſollen auch für die Aufſichtsbehörde ausbedungen werden. 


(4) Auf die Einräumung der im Abſ. 3 genannten Rechte iſt auch dann hinzuwirken, wenn 
die Gemeinde Anteile beſtehender Unternehmungen beſitzt oder ſolche erwirbt. 


(5) Die Vorſchriften der Ab. 2 bis 4 gelten entſprechend, wenn eine Unternehmung, an 
der die Gemeinde unmittelbar oder mittelbar maßgebend beteiligt iſt, mit mehr als einem Viertel 
des Kapitals an der Gründung einer neuen Unternehmung oder an einer anderen beftehenden. 
Unternehmung ſich beteiligt oder wenn die Unternehmung an einer ſolchen Unternehmung in. 
dieſem Umfange bereits beteiligt iſt. 
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(6) Unzuläſſig iſt die Beteiligung einer Gemeinde an Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften ſowie der Erwerb von Anteilen ſolcher Genoſſenſchaften. Beſtehende Beteiligungen ſind 
zu dem früheſten geſetzlich zuläſſigen Termine zu löſen. Von den Vorſchriften in Satz 1 und 2 
kann die Aufſichtsbehörde Ausnahmen zulaſſen, wenn entweder die Genoſſenſchaft oder die Be- 
teiligung und der Erwerb ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken dient. 


2. Abſchnitt. 
Führung wirtſchaftlicher Unternehmungen. 


§ 90. 
(1) Wirtſchaftliche Unternehmungen find jo zu führen, daß fie einen Ertrag für die Haus⸗ 
haltswirtſchaft der Gemeinde abwerfen. Mindeſtens müſſen die Einnahmen jeder einzelnen Unter⸗ 
nehmung die geſamten durch die Unternehmung entſtehenden Aufwendungen ausgleichen und 
angemeſſene Rücklagen ermöglichen. 
(2) Ausnahmen von der Vorſchrift des Abſ. 1 ſind mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
zuläſſig bei Unternehmungen, die 
1. aus geſundheitlichen Gründen der erforderlichen Verſorgung der Bevölkerung mit 
Waſſer dienen, 

2. im Intereſſe der Verkehrsförderung, insbeſondere zur Aufſchließung von Gelände für 
Bebauungs⸗ und Siedlungszwecke, oder 

3. aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Wohles, insbeſondere ſozialer und kultureller 
Art, errichtet werden. 


Die Genehmigung iſt vor der Gründung und Errichtung oder der Erweiterung derartiger Unter⸗ 
nehmungen zugleich mit der Anzeige gemäß § 88 nachzuſuchen. 

(3) Die Genehmigungspflicht wird dadurch nicht berührt, daß die Gemeinde der Unter⸗ 
nehmung die Form eines gemeinnützigen Unternehmens im Sinne der Steuergeſetze gibt. 


§ 91. 

Betreiben Gemeinden Unternehmungen, bei denen ein Wettbewerb gleichartiger Privat⸗ 
unternehmungen tatſächlich nicht beſteht, jo darf die Belieferung nicht davon abhängig gemacht 
werden, daß 

1. die Gemeinde ſich das ausſchließliche Recht auf andere Leiſtungen und Lieferungen 
als den Anſchluß an das Verſorgungsnetz ausbedingt, 

2. die Gemeinde dem Belieferten die Verpflichtung auferlegt, außer der Belieferung 
andere Leiſtungen oder Lieferungen in Anſpruch zu nehmen. 


a) Gemeindeunternehmungen ohne Rechtsperſönlichkeſt. 
(Ei genbetriebe.) 
8 92. 
() Die Verwaltung der wirtſchaftlichen Unternehmungen ohne Rechtsperſönlichkeit erfolgt 
nach Maßgabe der Betriebsſatzungen. 
(2) Bei beſtehenden Unternehmungen ſind Betriebsſatzungen alsbald, für jede Unternehmung 
geſondert, feſtzuſtellen. 
§ 93. 
Die Betriebsſatzung hat die Verwaltung der Unternehmung unter Beachtung der Vorſchriften 
der SS 94 bis 99 zu regeln. 
§ 94. 
Die Verwaltung der Unternehmungen führt der Leiter der Gemeinde oder ſein Vertreter. 
Der Leiter der Gemeinde kann mit der Führung der Verwaltung auch andere Beamte oder An⸗ 
geſtellte der Gemeinde in leitender Stellung in dem durch die Betriebsſatzung näher zu beſtimmen⸗ 
den Umfange beauftragen. 
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§ 95. 

(1) Zur Beratung der Verwaltung find für jede Unternehmung Beiräte zu beſtellen; ſoweit 
es infolge des wirtſchaftlichen Zuſammenhanges mehrerer Unternehmungen geboten iſt, können 
für dieſe gemeinſame Beiräte beſtellt werden. 

(2) Als Beiräte beruft der Leiter der Gemeinde im praktiſchen Wirtſchaftsleben ſtehende und 
wirtſchaftlich beſonders erfahrene Männer. 

§ 96. 

(1) Die Haushaltsführung, die Vermögensverwaltung und die Rechnungslegung jeder Unter⸗ 
nehmung ſind ſo einzurichten, daß ſie eine geſonderte Betrachtung der Führung und der Ergebniſſe 
der Unternehmung ermöglichen. Alle Zuwendungen der Gemeinde an die Unternehmung, ins— 
beſondere die Geſtellung von Perſonal, die Aufnahme von Schulden durch die Gemeinde für Zwecke 
der Unternehmung einſchließlich ihrer Verzinſung und Tilgung ſowie die marktübliche Verzinſung 
laufender Betriebsmittel der Gemeinde, die der Unternehmung zur Verfügung geſtellt ſind, ferner 
Ausgabeerſtattungen und beſondere Verwaltungskoſtenbeiträge fallen der Unternehmung zur Laſt. 

(2) In wirtſchaftlichen Unternehmungen der Gemeinde beſchäftigte Beamte ſind im Stellen⸗ 
plan der Gemeinde aufzuführen. 

§ 97. 

Bei kaufmänniſch eingerichteten Unternehmungen iſt ſtatt der getrennten Veranſchlagung der 
Einnahmen und Ausgaben das vorausſichtliche Endergebnis in den Haushaltsplan der Gemeinde 
aufzunehmen, wenn die Art der Unternehmung ein Wirtſchaften nach Einnahme- und Ausgabe⸗ 
anſätzen des Haushaltsplans nicht zuläßt. Es ſoll jedoch auch in dieſen Unternehmungen ein Vor⸗ 
anſchlag aufgeſtellt werden, der nach betviebsmäßigen Geſichtspunkten gegliedert iſt. 


S 98. 

(1) Soweit in Unternehmungen, die kaufmänniſch eingerichtet ſind, die Buchungen nach den 
Regeln der doppelten Buchführung erfolgen, iſt dieſe durch eine Betriebsbuchführung zu ergänzen, 
wenn dies der Art der Unternehmung entſpricht. Das Geſchäftsjahr ſoll mit dem Rechnungs⸗ 
jahr übereinſtimmen. 

(2) In den Unternehmungen, in denen die Buchungen nach den Grundſätzen der doppelten 
Buchführung erfolgen, treten an die Stelle der Jahresrechnung die Inventur und die Bilanz, 
die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung und die abgeſchloſſenen Geſchäftsbücher. Bei der Aufſtellung 
der Bilanz ſowie der Gewinn- und Verluſtrechnung ſollen die Vorſchriften der 88 260 b bis 261 c 
des Handelsgeſetzbuchs ſinngemäß angewendet werden. 

(8) Unternehmungen, in denen die Buchungen nicht nach den Grundſätzen der doppelten Buch⸗ 
führung erfolgen, müſſen ihre Rechnung durch eine Vermögensrechnung ergänzen, welche die 
Veränderung des Vermögens im letzten Rechnungsjahr nachweiſt. Bei der Aufſtellung der 
Vermögensrechnung und bei der Bewertung des Vermögens ſollen die Vorſchriften der 88 38 bis 41 
des Handelsgeſetzbuchs ſinngemäß angewendet werden. 


Ss 99. 

() Den Beiräten ſind im Falle des § 98 Abſ. 2 die Inventur und Bilanz ſowie die Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung, im Falle des 8 98 Abſ. 3 die Jahresrechnung und die Vermögensrechnung 
nebſt Erläuterungen vorzulegen. 

(2) Den Beiräten ſollen des weiteren nach Möglichkeit monatliche Überfichten über den Stand 
der Unternehmung vorgelegt werden. 


b) Unternehmungen mit eigener Rechtsperſönlichkeit. 
8 100. 


Bei Unternehmungen mit eigener Rechtsperſönlichkeit vertritt der Leiter der Gemeinde oder 
ſein Vertreter die Gemeinde in der Geſellſchafterverſammlung oder dem dieſer gleichgeſtellten 
Organ der Unternehmung. Der Leiter der Gemeinde kann hiermit einen Beamten der Gemeinde 
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oder einen Angeſtellten in leitender Stellung beauftragen. Die Vertreter der Gemeinde in der 
Geſellſchafterverſammlung oder dem dieſer gleichgeſtellten Organ der Unternehmung ſind in allen 
dort zur Verhandlung gelangenden Angelegenheiten an die Weiſungen des Leiters der Gemeinde 
gebunden. 

8 101. 

Sit der Gemeinde das Recht zur Beſtellung eines oder mehrerer Aufſichtsratsmitglieder 
eingeräumt, ſo haben dieſe ihre Stimme im Aufſichtsrat nach den Weiſungen des Leiters der 
Gemeinde abzugeben. Die Gemeinde hat dafür die den Aufſichtsratsmitgliedern nach den geſetzlichen 
Vorſchriften obliegende Haftpflicht zu übernehmen. 


8 102. 
(1) Für die Verwaltung der Beteiligungen der Gemeinde an Unternehmungen mit eigener 
Rechtsperſönlichkeit ſind Beiräte zu beſtellen. 
(2) § 95 Abf. 2 gilt entſprechend. 


Fünfter Teil. 
Kaſſenweſen. 


8 103. 

(1) Über den Aufbau der Kaffe der Gemeinde, über ihre Einrichtung (Kaſſenperſonal, Kafjen- 
aufſichtsbeamte, Geſchäftsgang), über den Zahlungsverkehr der Kaſſe (Zahlungsverkehr, Ein- 
zahlungen und Auszahlungen, Geldverwaltung), über die Buchführung in der Kaſſe (Arten der 
Kaſſenbücher, Führung und Abſchluß der Bücher, Abrechnung) ſowie über die Durchführung der 
ordentlichen Kaſſenprüfungen trifft die Gemeinde in einer Kaſſenordnung Beſtimmungen. Die 
Kaſſenordnung iſt als Satzung feſtzuſtellen. 

(2) Der Miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter für die Kaſſen⸗ 
ordnung Muſter vorſchreiben. 


Sechſter Teil. 
Rechnungs- und Prüfungsweſen. 
1. Abſchnitt. 
Rechnungslegung der Kaſſe. 


§ 104. 
Die Kaſſe hat bis ſpäteſtens zum 30. Juni des folgenden Rechnungsjahrs über alle Haushalts⸗ 
einnahmen und Haushaltsausgaben für das abgeſchloſſene Rechnungsjahr Rechnung zu legen. Die 
Rechnungslegung erfolgt durch Vorlage der abgeſchloſſenen Kaſſenbücher. 


§ 105. 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben find in der Rechnung des Jahres nachzuweiſen, in dem ſie 
eingegangen oder geleiſtet ſind. Eine geſonderte Verwaltung der aus einem abgeſchloſſenen Rech⸗ 
nungsjahre verbliebenen Einnahme- und Ausgabereſte findet nicht ſtatt. 

(2) Einnahmen oder Ausgaben, die ſich auf einen zum abgelaufenen Rechnungsjahr gehörigen 

Zeitraum beziehen und in dem abgelaufenen Rechnungsjahr oder in den erſten Tagen des neuen 
Rechnungsjahrs fällig geworden ſind, ſind in der Rechnung des abgelaufenen Jahres nachzuweiſen, 
ſolange die Bücher noch nicht abgeſchloſſen ſind. Das gleiche gilt für die Einnahmen und Ausgaben 
ohne beſtimmten Fälligkeitstermin, deren Entſtehungsgrund noch in das abgelaufene Rechnungs⸗ 
jahr fällt. . 
(8) Vorbehaltlich der endgültigen Verrechnung auf das folgende Rechnungsjahr iſt eine Ein⸗ 
nahme für einen nach dem 31. März liegenden Zeitraum, die erſt nach dem 31. März fällig wird, 
aber ſchon vor dem 1. April eingeht, in Verwahrung zu nehmen. Dies gilt nicht für die Verein⸗ 
nahmung noch nicht fälliger Steuern und ſonſtiger Abgaben. 
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8 106. 


(1) Alle Einnahmen und Ausgaben find mit ihrem vollen Betrag an der für ſie vorgeſehenen 
Stelle in der Rechnung nachzuweiſen. Es dürfen weder Ausgaben von Einnahmen vorweg ab⸗ 
gezogen noch Einnahmen auf Ausgaben vorweg angerechnet werden. 

(2) Koſten einer Verſteigerung, Vermeſſung und Abſchätzung ſowie Vermittlungsgebühren, 
Beſitzwechſelſteuern, Koſten der Beurkundung von Rechtsgeſchäften, der Herrichtung und Verbeſſe⸗ 
rung zum Verkauf gebrachter Gegenſtände dürfen vorweg von den Einnahmen abgezogen werden. 
In dieſen Fällen müſſen jedoch der volle Betrag der Einnahme und der vorgenommene Abzug in 
der Rechnung nachrichtlich angegeben werden. 


§ 107. 


(1) Vereinnahmte Beträge, die von der Kaffe zurückgezahlt werden müſſen, ſind als Ausgaben 
zu verrechnen. Erfolgt die Rückzahlung noch vor dem Abſchluſſe der Bücher, ſo ſind ſie von der Ein⸗ 
nahme wieder abzuſetzen. 

(2) Verausgabte Beträge, die an die Kaffe zurückgezahlt werden, find als Einnahmen zu ver⸗ 
rechnen. Erfolgt die Rückzahlung noch vor dem Abſchluſſe der Bücher oder betrifft ſie übertragbare 
Mittel, ſo ſind ſie von der Ausgabe wieder abzuſetzen. Zuviel gezahlte Bejoldungs- oder Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe einſchließlich etwaiger Nebenbezüge und zuviel gezahlte Bezüge an Angeſtellte ſind in 
jedem Falle von der Ausgabe wieder abzuſetzen. 

(3) Nacherhebungen und Erſtattungen von Gemeindeabgaben find ſtets bei den betreffenden 
Abgaben, nachträglich gezahlte ſowie wieder eingezogene Anteile an Überweiſungsſteuern und 
ſonſtigen Staatszuwendungen bei dieſen zu verrechnen. Die Verrechnung der Erſtattungen erfolgt 
durch Abſetzen von der Einnahme. 

§ 108. 

(1) Den Ausgabemitteln dürfen Einnahmen außer im Falle des § 107 mur nach Maßgabe 
beſonderer geſetzlicher Vorſchriften zugeführt werden. 

(2) Bei der Ausführung eines Baues oder dem Erwerbe von Grundſtücken aus Mitteln für 
einmalige oder außerordentliche Ausgaben dürfen, ſolange die Rechnung über den Bau noch nicht 
endgültig abgeſchloſſen iſt, die Erlöſe aus der Wiederveräußerung von ſolchen Grundſtücken und 
beweglichen Sachen, die über den dauernden Bedarf und über den etwaigen Anſchlag hinaus er⸗ 
worben oder hergeſtellt waren, mit dem für die Erwerbung oder Herſtellung aufgewendeten Be⸗ 
trage der Ausgabebewilligung wieder zugeführt werden. Ein Mehrerlös iſt bei den Einnahmen 
des außerordentlichen Haushalts zu verrechnen. Auch ſonſtige bei der Ausführung des Baues ſich 
ergebende Einnahmen dürfen als Baumittel verwendet werden, ſoweit ſie in den Unterlagen ($ 29) 
vorgeſehen und bei der Bemeſſung der Baumittel berückſichtigt ſind. 


2. Abſchmitt. 
Aufſtellung der Haushaltsrechnung (Jahresrechnung). 


8 109. 


Alle Einnahmen und Ausgaben für das abgelaufene Rechnungsjahr ſind in einer Haushalts⸗ 
rechnung (Jahresrechnung) zuſammenzuſtellen und in ihr unter den Abteilungen und Unter⸗ 
abteilungen nachzuweiſen, unter denen ſie im Haushaltsplan vorgeſehen ſind. Einnahmen auf 
Einnahmereſte aus einem Vorjahr und Ausgaben auf aus einem Vorjahr übernommene Beſtände 
werden, ſoweit nicht eine gleichartige Bewilligung für das neue Rechnungsjahr vorliegt, an der 
entſprechenden Stelle der Rechnung hinter den planmäßigen Einnahmen und Ausgaben nach⸗ 
gewieſen. 

§ 110. 


(1) Einnahmen, die den im Haushaltsplan angeſetzten Einnahmebetrag und die aus einem 
Vorjahre verbliebenen Einnahmereſte überſteigen (Mehreinnahmen), ſowie Ausgaben, die den 
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im Haushaltsplan angeſetzten Ausgabebetrag und die aus einem Vorjahr übernommenen Beſtände 
überſchreiten (Mehrausgaben), ſind überplanmäßig nachzuweiſen. Mehrausgaben bei übertrag⸗ 
baren, nicht abzuſchließenden Bewilligungen ſind als Vorgriffe nachzuweiſen. 

(2) Soweit über eine Ausgabebewilligung nicht verfügt iſt, iſt der unverwendet gebliebene 
Betrag in Abgang und, wenn es ſich um eine übertragbare, nicht abzuſchließende Bewilligung 
handelt, in Reſt zu ſtellen. 

§ 111. 

Einnahmen und Ausgaben, die weder unter eine Zweckbeſtimmung des Haushalts fallen, 
noch bei den aus dem Vorjahr übernommenen Einnahmereſten oder Beſtänden zu verrechnen ſind, 
ſind getrennt von den übrigen Einnahmen und Ausgaben als außerplanmäßig nachzuweiſen. 


§ 112. 

Die Haushaltsrechnung iſt nach den Grundſätzen des Sollabſchluſſes unter Zugrundelegung 
der von dem Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter vorgeſchriebenen 
Muſter aufzuſtellen. 

§ 113. 

(1) In der Haushaltsrechnung find auch die nach der vorigen Rechnung übernommenen und 
die in die folgende Rechnung übergehenden Beſtände ſowie nachrichtlich die der Kaſſe als Betriebs⸗ 
mittel überwieſenen Geldbeſtände nachzuweiſen. 

(2) In der Haushaltsrechnung iſt ein Überſchuß oder ein Fehlbetrag im ordentlichen und im 
außerordentlichen Haushalt ($ 30) beſonders auszuweiſen. 


§ 114. 
() Der Haushaltsrechnung ſind als Anlagen beizufügen: 

1. eine Nachweiſung der Haushaltsüberſchreitungen, ſoweit ſie nicht bereits durch 
Nachtragsſatzungen über den Haushaltsplan ihre Erledigung gefunden haben. Die 
Notwendigkeit der Überſchreitungen iſt zu begründen; 

2. Nachweiſungen über das Vermögen und über die Schulden unter Angabe der im 
letzten Rechnungsjahr eingetretenen Veränderungen; 

3. ein Verzeichnis der am Schluſſe des Rechnungsjahrs unerledigten Vorſchüſſe und der 
vorhandenen Verwahrgelder. 

(2) Der Miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter die Beifügung 
weiterer Anlagen und die Verwendung beſtimmter Muſter für die Anlagen vorſchreiben. 


3. Abſchnitt. 
Vorprüfung durch das örtliche Rechnungsprüfungsamt. 


8 115. 

In Gemeinden, in denen zur Vornahme der Rechnungsprüfung eine beſondere Verwaltungs⸗ 
ſtelle (Rechnungsprüfungsamt) beſteht, hat der Leiter der Gemeinde die Haushaltsrechnung und 
ihre Anlagen dem Rechnungsprüfungsamte zur Vorprüfung vorzulegen. 

% 
§ 116. 

() In Gemeinden mit mehr als 25 000 Einwohnern iſt ein Rechnungsprüfungsamt ein⸗ 
zurichten. Gemeinden mit weniger als 25 000 Einwohnern können mit Genehmigung der Auf— 
ſichtsbehörde ein derartiges Amt einrichten, wenn hierfür ein Bedürfnis beſteht und die Einrichtung 
die Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde nicht überſteigt. 

(2) Dem Rechnungsprüfungsamte liegt die Vorprüfung der Haushaltsrechnung nach Maßgabe 
der Vorſchrift des 8 119 ob. Ihm können durch Satzung weitere Aufgaben übertragen werden. 
Als ſolche Aufgaben ſollen ihm übertragen werden: a 
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1. die Prüfung der von der Gemeinde zu vergebenden Aufträge einſchließlich der zu⸗ 
grunde liegenden Entwürfe und Koſtenanſchläge vor Erteilung dieſer Aufträge; 

2. die ſtändige Prüfung der Wirtſchaftsführung der gemeindlichen Unternehmungen, 
die Prüfung der Betätigung der Gemeinde als Geſellſchafter oder Aktionär in 
Unternehmungen mit eigener Rechtsperſönlichkeit und die Vornahme der Buch- und 
Betriebsprüfungen in den Fällen der §§ 49 und 50; 

3. die laufende Überwachung der Kaſſen der Gemeinde und ihrer Unternehmungen, 
die Durchführung der ordentlichen Kaſſenprüfungen und die Vornahme von Vorrats⸗ 
prüfungen. a 


3 
Das Rechnungsprüfungsamt unterſteht hinſichtlich der Erledigung ſeiner Aufgaben aus⸗ 
ſchließlich den Anordnungen des Leiters der Gemeinde. In Gemeinden mit mehr als 100 000 Ein⸗ 
wohnern können dieſe Anordnungen im Auftrag und unter Aufſicht des Leiters der Gemeinde 
durch einen mit Zuſtimmung der Auffichtsbehörde zu beſtellenden Beamten der Gemeinde 
getroffen werden. 


§ 118. 

(1) Der Leiter des Rechnungsprüfungsamts wird in größeren Gemeinden von dem Leiter 
der Gemeinde auf zwölf Jahre hauptamtlich beſtellt. In Gemeinden, in denen der Umfang der 
Aufgaben des Rechnungsprüfungsamts die Beſtellung eines hauptamtlichen Leiters nicht erfordert, 
kann die Leitung des Amtes für die gleiche Zeitdauer einem lebenslänglich angeſtellten Beamten 
neben ſeinen ſonſtigen Dienſtobliegenheiten übertragen werden. 

(2) Der Leiter des Rechnungsprüfungsamts darf mit dem Leiter der Gemeinde, ſeinem 
allgemeinen Vertreter, dem Kämmerer, den übrigen Schöffen und Beigeordneten, denen ein 
beſtimmtes Arbeitsgebiet zugewieſen iſt, oder dem leitenden Kaſſenbeamten der Gemeinde nicht 
in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder durch Adoption verbunden oder in der Seiten⸗ 
linie im zweiten oder dritten Grade verwandt oder im zweiten Grade verſchwägert ſein. Entſteht 
die Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft im Laufe ſeiner Amtszeit, ſo iſt er abzuberufen. Dem 
Leiter des Rechnungsprüfungsamts dürfen nicht zugleich Dienſtgeſchäfte obliegen, kraft deren er 
die Annahme von Einnahmen oder die Leiſtung von Ausgaben für die Gemeinde anzuordnen 
und auszuführen hat. 

(3) Die vorzeitige Abberufung des Leiters des Rechnungsprüfungsamts oder ſeine Be⸗ 
urlaubung aus dienſtlichen Gründen kann nur von dem Leiter der Gemeinde verfügt werden; 
ſie bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


§ 119. 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt hat die Haushaltsrechnung unter Heranziehung aller 
erforderlichen Unterlagen daraufhin vorzuprüfen: 

1. ob der Haushaltsplan einſchließlich der dazugehörigen Unterlagen innegehalten iſt; 

2. ob die einzelnen Rechnungsbeträge ſachlich und rechneriſch in vorſchriftsmäßiger 
Weiſe begründet und belegt ſind; 

3. ob bei der Gewinnung und Erhebung von Einnahmen ſowie bei der Verwendung 
und Verausgabung von Gemeindemitteln nach den beſtehenden Geſetzen und Ver⸗ 
ordnungen unter Beachtung der maßgebenden Verwaltungsgrundſätze und unter 
Beobachtung der gebotenen Wirtſchaftlichkeit verfahren worden iſt; 

4. ob nicht Einrichtungen unterhalten, Stellen aufrechterhalten oder in ſonſtiger Weiſe 
Gemeindemittel verausgabt worden find, die ohne Gefährdung des Verwaltungs 
zwecks hätten eingeſchränkt oder erſpart werden können. 


() Im Zuſammenhang mit der Vorprüfung der Haushaltsrechnung hat das Rechnungs— 
prüfungsamt ferner zu prüfen, ob bei dem Erwerbe, der Benutzung und Veräußerung von Gemeinde- 
vermögen und bei der Verwaltung der Anſtalten, Stiftungen und Vermögensmaſſen, die von 
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der Gemeinde lediglich verwaltet werden, nach den beſtehenden Geſetzen und Verordnungen unter 
Beachtung der maßgebenden Verwaltungsgrundſätze und unter Beobachtung der gebotenen Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit verfahren worden iſt. 

(3) Der Leiter der Gemeinde hat dem Rechnungsprüfungsamt alle zur Durchführung dieſer 
Prüfungen erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu ſtellen. 


§ 120. 
Die Beanſtandungen des Rechnungsprüfungsamts ſind in einem Prüfungsberichte zuſammen⸗ 
zufaſſen. 


4. Abſchnitt. 
Prüfung und Entlaſtung durch die Auſſichtsbehörde. 


§ 121. 

(1) Der Leiter der Gemeinde überſendet, gegebenenfalls nach Vorprüfung durch das örtliche 
Rechnungsprüfungsamt, die Haushaltsrechnung und ihre Anlagen ſowie den Prüfungsbericht des 
Rechnungsprüfungsamts der Aufſichtsbehörde. 

(2) Die Aufſichtsbehörde leitet die Rechnung einer bei ihr gebildeten Dienſtſtelle (Gemeinde- 
prüfungsamt) weiter, dem nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften und der zu ihrer Durchführung 
ergehenden Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorſchriften die Prüfung der geſamten Haushalts⸗ 
und Wirtſchaftsführung der Gemeinde obliegt. 


a) Gemeindeprüfungsämter. 
§ 122. 

Gemeindeprüfungsämter werden für die der Aufſicht des Landrats unterſtehenden Ge⸗ 
meinden bei den Landratsämtern, für die der Aufſicht des Regierungspräſidenten unterſtehenden 
Gemeinden bei den Regierungen eingerichtet. Dabei können für mehrere Landkreiſe und für mehrere 
Regierungsbezirke gemeinſame Gemeindeprüfungsämter eingerichtet werden. 


§ 123. 

Die Aufgaben der Gemeindeprüfungsämter bei den Landratsämtern werden den Rechnungs⸗ 
prüfungsämtern der Landkreiſe zur Ausführung nach Anweiſung übertragen. Der Miniſter des 
Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter beſtimmen, daß dieſe Aufgaben für mehrere 
Landkreiſe von einem Rechnungsprüfungsamte wahrgenommen werden. 


§ 124. 
fiber die Einrichtung der Gemeindeprüfungsämter bei den Regierungen ſowie über die dienſt⸗ 
liche Stellung aller Gemeindeprüfungsämter trifft der Miniſter des Innern im Einvernehmen 
mit dem Finanzminiſter die erforderlichen Anordnungen. 


§ 125. 

(1) Die Gemeindeprüfungsämter können zur Erledigung ihrer Aufgaben geeignete Gemeinde— 
beamte heranziehen ſowie öffentlich beſtellte Wirtſchaftsprüfer oder ſonſtige beſondere Prüfungs⸗ 
ſtellen damit beauftragen. 

(2) Die Gemeinden ſind verpflichtet, dem für ſie zuſtändigen Gemeindeprüfungsamt auf An⸗ 
fordern des Leiters dieſes Amtes geeignete, von dieſem benannte Beamte und Angeſtellte zur Durch» 
führung von Prüfungen gegen Erſtattung der nach ſtaatlichen Sätzen zu zahlenden Reiſekoſten und 
Tagegelder zur vorübergehenden Dienſtleiſtung zur Verfügung zu ſtellen. 

(3) Der Leiter des Gemeindeprüfungsamts kann zu feiner Beratung bei Fragen von grund— 
ſätzlicher oder erheblicher Bedeutung Sachverſtändige aus dem Kreiſe der Leiter, Schöffen oder Bei⸗ 
geordnete der Gemeinden und anderer auf dem Gebiete der Gemeindeverwaltung, des Prüfungs⸗ 
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weſens und der Wirtſchaft beſonders fachkundiger Perſonen heranziehen. Die Vorſchrift des Abſ. 2 
gilt entſprechend. 
8 126. 

(1) Der Staat kann für die Durchführung der Prüfungen Gebühren nach Maßgabe einer von 
dem Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter zu erlaſſenden Gebühren⸗ 
ordnung von den Gemeinden erheben. Die gleiche Befugnis ſteht den Landkreiſen zu. Für die 
Gelührenordnungen der Landkreiſe kann der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſter eine Muſterordnung aufſtellen. 

(2) Soweit die dem Staate und den Landkreiſen für die einzelnen Gemeindeprüfungsämter 
entſtehenden Koſten durch Gebühren nicht gedeckt werden, werden ſie für den Bereich jedes Ge⸗ 
meindeprüfungsamts auf die Gemeinden nach einem von dem Miniſter des Innern im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſter allgemein zu beſtimmenden Maßfſtab umgelegt. 


§ 127. 
Der Minifler des Innern leitet im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter die Tätigkeit der 
Gemeindeprüfungsämter. 


b) Prüfungen durch die Gemeindeprüfungs ämter. 


8 128. 

Das Gemeindeprüfungsamt nimmt die jährliche Prüfung der Haushaltsrechnung, der Ab⸗ 
ſchlüſſe der Eigenbetriebe, der Rechnungen über die Verwaltung des Gemeindevermögens und der 
Gemeindeſchulden und derjenigen Anſtalten, Stiftungen und Vermögensmaſſen, die von der Ge⸗ 
meinde lediglich verwaltet werden, ſowie der Betätigung der Gemeinde als Geſellſchafter oder 
Aktionär in Unternehmungen mit eigener Rechtsperſönlichkeit vor (Ordnungsprüfung). 


8 129. 
() Die jährliche Ordnungsprüfung hat ſich darauf zu erſtrecken: 
1. ob der Haushaltsplan einſchließlich der dazu gehörigen Unterlagen innegehalten iſt; 

2. ob die einzelnen Rechnungsbeträge ſachlich und rechneriſch in vorſchriftsmäßiger 
Weiſe begründet und belegt ſind; 

3. ob bei der Gewinnung und Erhebung von Einnahmen ſowie bei der Verwendung 
und Verausgabung von Gemeindemitteln, ferner bei dem Erwerbe, der Benutzung 
und Veräußerung von Gemeindevermögen, bei der Verwaltung der Gemeindeſchulden 
und bei der Verwaltung der Anſtalten, Stiftungen und Vermögensmaſſen, die von 
der Gemeinde lediglich verwaltet werden, nach den beſtehenden Geſetzen und Ver⸗ 
ordnungen unter Beachtung der maßgebenden Verwaltungsgrundſätze und unter 
Beobachtung der gebotenen Wirtſchaftlichkeit verfahren worden iſt; 

4. ob nicht Einrichtungen unterhalten, Stellen aufrechterhalten oder in ſonſtiger Weiſe 
Gemeindemittel verausgabt worden ſind, die ohne Gefährdung des Verwaltungszwecks 
hätten eingeſchränkt oder erſpart werden können; 

5. ob bei der Verwaltung der Unternehmungen der Gemeinde nach 8 97 ſowie bei der 
Betätigung der Gemeinde als Geſellſchafter oder Aktionär in Unternehmungen mit 
eigener Rechtsperſönlichkeit das Intereſſe der Gemeinde ausreichend wahrgenommen 
worden iſt. 

() Das Gemeindeprüfungsamt kann in geeigneten Fällen die Prüfung nach ſeinem Er⸗ 
meſſen beſchränken und auf die Vorlegung von Prüfungsunterlagen verzichten. 


§ 130. 
) Das Gemeindeprüfungsamt kann zur Durchführung der Prüfungen und zu feiner Unter⸗ 
richtung auf ſeinem Aufgabengebiet örtliche Erhebungen über die bei der Verwaltung und den 
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Unternehmungen der Gemeinde beſtehenden Einrichtungen ſowie über die Einzelheiten dieſer 
Verwaltung vornehmen oder anordnen. 

(2) Das Gemeindeprüfungsamt oder ſeine Beauftragten können von dem Leiter der Gemeinde 
jede zur Durchführung der Prüfung oder ſonſt zur Überwachung der Wirtſchaftsführung für 
erforderlich erachtete Auskunft ſowie die Einſicht und die Einſendung von Büchern und Schrift⸗ 
ſtücken und die Vorlegung von Akten verlangen. Der Leiter der Gemeinde hat den Beauftragten 
der Gemeindeprüfungsämter bei örtlichen Prüfungen geeignete Arbeitsräume und das erforderliche 
Hilfsperſonal zur Verfügung zu ſtellen. 


8 131. 


Das Gemeindeprüfungsamt hat die aus der Prüfung ſich ergebenden Erinnerungen dem 
Leiter der Gemeinde zur Aufklärung, Beantwortung und Erledigung mitzuteilen. Sachlich 
unerhebliche Mängel und Verſtöße ſind nur, wenn ihnen eine grundſätzliche Bedeutung zukommt, 
zum Gegenſtand einer Erinnerung zu machen oder ohne Verlangen einer Beantwortung zur 
Kenntnis des Leiters der Gemeinde zu bringen. 


8 132. 


() Die Regierungspräſidenten haben nach einem einheitlichen Plane die Verwaltung und 
die Unternehmungen der Gemeinden, die ihrer eigenen Aufſicht oder der Aufſicht des Landrats 
unterſtehen, auf ihre Wirtſchaftlichkeit und auf die Zweckmäßigkeit der Organiſation nachprüfen 
zu laſſen (Wirtſchaftlichkeits⸗ und Organiſationsprüfung). Die Regierungspräſidenten können 
dieſe Aufgabe für die Gemeinden einzelner Landkreiſe den Landräten übertragen. 

(2) Die Wirtſchaftlichkeits⸗ und Organiſationsprüfungen erfolgen nach näherer Beſtimmung 
des Regierungspräſidenten oder in den Fällen des Abſ. 1 letzter Satz des Landrats durch das 
Gemeindeprüfungsamt, durch öffentlich beſtellte Wirtſchaftsprüfer oder durch ſonſtige beſonders 
beauftragte Prüfungsſtellen. 


8 133. 


(1) Die Gemeindeprüfungsämter bei den Regierung ſind Bilanzprüfer im Sinne des § 7 
Abſ. 2 der Verordnung zur Durchführung der Vorſchriften über die Prüfungspflicht der Wirtſchafts⸗ 
betriebe der öffentlichen Hand vom 30. März 1933 — Reichsgeſetzbl. I S. 180 — Betriebsprüfung). 


(2) Die Gemeindeprüfungsämter dürfen als Bilanzprüfer Prüfungen nur durch öffentlich 
beſtellte Wirtſchaftsprüfer vornehmen laſſen. 


§ 134. 
() Die Aufſichtsbehörden können die Kaſſen und die Verwaltungen von Vorräten der 
Gemeinden jederzeit unvermutet prüfen (Kaſſenprüfung). Sie können ſich dabei der Gemeinde⸗ 
prüfungsämter bedienen. 


e) Unvermutete Prüfungen der Kaſſen ſollen jährlich mindeſtens zweimal, Prüfungen der 
Verwaltungen von Vorräten mindeſtens alle zwei Jahre einmal ſtattfinden. 


§ 135. 
Über die bei der Prüfungstätigkeit gemachten Wahrnehmungen von allgemeiner Bedeutung 
haben die Gemeindeprüfungsämter nach Abſchluß jedes Rechnungsjahrs dem Miniſter des Innern 
einen zuſammenfaſſenden Bericht zu erſtatten. 
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c) Entlaſtung. 
§ 136. 


Die Entlaſtung des Leiters der Gemeinde aus der Führung der Verwaltung iſt Aufgabe des 
Staates; fie wird von der Kommunalaufſichtsbehörde erteilt. 


8 137. 


Nach Abſchluß jeder Ordnungsprüfung und nach Beantwortung der Erinnerungen (§ 131) 
hat das Gemeindeprüfungsamt die Ergebniſſe ſeiner Prüfung zuſammenzuſtellen. Hat die Prüfung 
Mängel der Verwaltungsführung ergeben, ſo hat der Leiter des Amtes dieſe mit den Sach⸗ 
verſtändigen (8 125 Abſ. 3) zu erörtern; alsdann erſtattet das Gemeindeprüfungsamt der Auf⸗ 
ſichtsbehörde einen zuſammenfaſſenden Prüfungsbericht. 


8 138. 


(1) Die Aufſichtsbehörde erteilt die Entlaſtung auf Grund des Prüfungsberichts des Gemeinde⸗ 
prüfungsamts durch Beſchluß. Der Entlaſtungsbeſchluß iſt dem Leiter der Gemeinde unter Bei⸗ 
fügung des Prüfungsberichts zu überſenden. 


(2) Werden durch den Prüfungsbericht Mängel der Verwaltungsführung feſtgeſtellt, ſo hat 
die Aufſichtsbehörde den Leiter der Gemeinde zur Beſeitigung dieſer Mängel zu veranlaſſen und 
dies zu überwachen. Die Erteilung der Entlaſtung bleibt inſoweit bis zur Beſeitigung der Mängel 
ausgeſetzt. 


Siebenter Teil. 
Haftung der Gemeindebeamten aus der Haushalts⸗ und Wirtſchaftsführung. 


8 139. 


Beamte der Gemeinde, die ſchuldhaft gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes verſtoßen, haften 
der Gemeinde für den ihr daraus entſtehenden Schaden. 


§ 140. 


(1) Leiſtet ein Beamter der Gemeinde ohne Genehmigung des Leiters der Gemeinde eine über⸗ 
planmäßige oder außerplanmäßige Ausgabe oder trifft er ohne Genehmigung des Leiters der Ge- 
meinde eine Maßnahme, durch die Verbindlichkeiten der Gemeinde entſtehen können, für die Mittel 
im Haushaltsplan nicht vorgeſehen ſind, ſo iſt er der Gemeinde zum Schadenserſatz verpflichtet, es 
ſei denn, daß er zur Abwendung einer nicht vorausſehbaren dringenden Gefahr für die Gemeinde 
ſofort handeln mußte, hierbei nicht über das durch die Notlage gebotene Maß hinausgegangen iſt 
und dem Leiter der Gemeinde mit dem Antrag auf nachträgliche Genehmigung unverzüglich Anzeige 
erſtattet. Das gleiche gilt, wenn er ohne vorherige rechtzeitige Anzeige an den Leiter der Gemeinde 
eine Zahlung leiſtet oder eine Maßnahme trifft, trotzdem er erkennt oder erkennen muß, daß durch 
die Zahlung oder Maßnahme eine Haushaltsüberſchreitung ſpäter unvermeidlich wird. 


(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt entſprechend für Haushaltsvorgriffe. 


§ 141. 


Unterläßt es der Leiter der Gemeinde, rechtzeitig eine Nachtragsſatzung über den Haushalts⸗ 
plan feſtzuſtellen, trotzdem er erkennt oder erkennen muß, daß über- oder außerplanmäßige Aus— 
gaben in erheblichem Umfang im Laufe des Rechnungsjahrs geleiſtet werden müſſen, ſo haftet er 
der Gemeinde für den daraus erwachſenen Schaden, wenn die Entlaſtung wegen ſolcher Ausgaben 
nicht erteilt wird. 
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Achter Teil. ol. 


Gemeindeverbände. 


S 142. 


Die Vorſchriften des Erſten bis Siebenten Teiles dieſes Geſetzes gelten für die Gemeindever⸗ 
bände mit folgenden Maßgaben: 


1. Für die Provinzial- (Bezirks⸗) Verbände, den Landeskommunalverband der Hohen— 
zolleriſchen Lande und den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk erklärt der Miniſter 
des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter Gemeindeprüfungsämter bei 
Regierungen (8 122) für zuſtändig. Die Anordnung und Leitung der Prüfungen tt 
Aufgabe des Miniſters des Innern (des Verbandspräſidenten). 


2. Die Landkreiſe ſind ohne Rückſicht auf ihre Einwohnerzahl zur Einrichtung von 
Rechnungsprüfungsämtern verpflichtet. 


3. Bei der Aufſtellung der Haushaltsſatzung und der Haushaltsrechnung ſowie bei der 
Verwaltung und Beaufſichtigung des Rechnungs- und Kaſſenweſens der Land— 
gemeinden in der Rheinprovinz und in der Provinz Weſtfalen wirkt der Bürger- 
meiſter des Amtes in dem Umfange mit, wie es gemäß §§ 46, 48 und 49 der Land⸗ 
gemeindeordnung für die Provinz Weſtfalen vorgeſehen war. 


4. In den rheiniſchen und weſtfäliſchen Amtern ſind nur dieſe, nicht auch die Land⸗ 
gemeinden befugt, Rechnungsprüfungsämter einzurichten. Soweit die Amter 
Rechnungsprüfungsämter einrichten, nehmen dieſe die in dieſem Geſetze vorgeſehenen 
Aufgaben auch für die amtsangehörigen Gemeinden wahr. 


Neunter Teil. 
Schlußvorſchriften. 


8 143. 


(1) Gemeinden und Gemeindeverbände im Sinne dieſes Geſetzes find die Bauerndörfer, Land⸗ 
gemeinden und Städte, die Provinzial- (Bezirks-) verbände, der Landeskommunalverband der Hohen⸗ 
zolleriſchen Lande, der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, die Kreiſe, Amter, Kirchſpielsland— 
gemeinden und Schulverbände. Der Miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanz⸗ 
miniſter die Vorſchriften dieſes Geſetzes ganz oder teilweiſe auf Zweckverbände ſowie auf Samt⸗ 
gemeinden im Gebiet des Geſetzes, die Landgemeinden betreffend, vom 28. April 1859 (Hann. 
Geſetzſamml. S. 393) für anwendbar erklären. 


(2) Wer Leiter der Gemeinde im Sinne dieſes Geſetzes iſt, ergibt ſich aus dem Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetze. Wer Leiter des Gemeindeverbandes im Sinne dieſes Geſetzes iſt, wird endgültig 
durch das neue Gemeindeverfaſſungsrecht beſtimmt. Bis dahin iſt Leiter des Gemeindeverbandes 
im Sinne dieſes Geſetzes: 

1. in Provinzial⸗(Bezirks⸗) verbänden der Oberpräſident; 

2. im Landeskommunalverband der Hohenzolleviſchen Lande der Regierungspräſident in 
Sigmaringen; 

3. im Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk der Verbandsdirektor; 
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4. in Kreiſen der Landrat; 

5. in Amtern der Bürgermeiſter; 

6. in Kirchſpielslandgemeinden der Kirchſpielslandgemeindevorſteher; 
7. in Schulverbänden der Schulverbandsvorſteher; 

8. in Zweckverbänden der Verbandsvorſteher; 

9. in Samtgemeinden der Vorſteher. 


(8) Wer allgemeiner Vertreter des Leiters der Gemeinde iſt, ergibt ſich aus dem Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetze. Wer allgemeiner Vertreter des Leiters des Gemeindeverbandes iſt, wird end⸗ 
gültig durch das neue Gemeindeverfaſſungsrecht beſtimmt. Bis dahin iſt allgemeiner Vertreter des 
Leiters des Gemeindeverbandes im Sinne dieſes Geſetzes derjenige Beamte, der den Leiter des 
Gemeindeverbandes in Behinderungsfällen allgemein vertritt. In Landkreiſen iſt bis dahin allge⸗ 
meiner Vertreter nach näherer Beſtimmung des Regierungspräſidenten ein Ehrenbeamter des 
Kreiſes oder der ſtaatliche Hilfsarbeiter; iſt ein ſtaatlicher Hilfsarbeiter nicht beſtellt, jo iſt allge⸗ 
meiner Vertreter ein vom Regierungspräſidenten zu beſtimmender Ehrenbeamter oder beſoldeter 
Beamter des Kreiſes. i 

() Wer die den Schöffen und Beigeordneten in dieſem Geſetz übertragenen Befugniſſe in den 
Provinzial⸗ (Bezirks⸗) Verbänden und in den Kreiſen wahrnimmt, wird endgültig durch das neue 
Gemeindeverfaſſungsrecht beſtimmt. Bis dahin werden dieſe Befugniſſe in Provinzial⸗ (Bezirks⸗ 
Verbänden von den Landesräten und in den Kreiſen von den im § 14 Abi. 4 der Verordnung zur 
Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 3. September 1932 (Geſetzſamml. 
S. 283/295) in der Faſſung der Verordnung vom 17. März 1933 (Geſetzſamml. S. 43) genannten 
Beamten wahrgenommen. 

(5) In den Gemeinden find nach dem Gemeindeverfaſſungsgeſetze zuſtändige Stellen im Sinne 
dieſes Geſetzes die Gemeinderäte. Wer in Gemeindeverbänden nach dem Gemeindeverfaſſungsgeſetze 
zuſtändige Stellen im Sinne dieſes Geſetzes ſind, wird endgültig durch das neue Gemeindever⸗ 
faſſungsrecht beſtimmt. Bis dahin ſind nach dem Gemeindeverfaſſungsgeſetze zuſtändige Stellen die 
Vertretungskörperſchaften oder diejenigen Körperſchaften, denen die Zuſtändigkeiten der Vertretungs⸗ 
körperſchaften übertragen ſind. 

§ 144. 

Der Miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter für Gemeinden 
und Gemeindeverbände mit nicht mehr als 5000 Einwohnern, deren Verwaltung ehrenamtlich 
geführt wird, Erleichterungen von den Vorſchriften dieſes Geſetzes zulaſſen und die danach für 
dieſe Gemeinden und Gemeindeverbände geltenden Vorſchriften unter der Bezeichnung „Gemeinde⸗ 
finanzgeſetz für die ehrenamtlich verwalteten Gemeinden und Gemeindeverbände“ im Verordnungs⸗ 
weg in neuer Faſſung bekanntmachen. 


§ 145. 
Über die überörtliche Prüfung der Haushaltsführung und über die Entlaſtung in der Haupt⸗ 
ſtadt Berlin wird im Verordnungsweg eine beſondere Regelung getroffen. 


§ 146. 


Die überörtlichen Prüfungsverbände ($ 18 der Verordnung über die Haushaltsführung der 
Gemeinden und Gemeindeverbände — Gemeindefinanzverordnung — vom 2. November 1932 — 
Geſetzſamml. S. 341 —, Artikel II der Zweiten Verordnung über die Durchführung der Gemeinde⸗ 
finanzverordnung vom 2. November 1932 — Geſetzſamml. S. 341 — vom 28. Januar 1933 — 
Geſetzſamml. S. 12 —) werden mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes aufgelöſt. Der Staat iſt 
Rechtsnachfolger der Prüfungsverbände. 

§ 147. 

(1) Das Geſetz tritt am 1. Januar 1934 in Kraft. Gleichzeitig treten die entgegen⸗ 

ſtehenden Vorſchriften und die nicht mit ihm vereinbaren und ſonſt überholten Vorſchriften 
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außer Kraft. Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, im Verordnungsweg die danach außer 
Kraft tretenden Vorſchriften verbindlich zu bezeichnen, weitergeltende Vorſchriften unter Aus⸗ 
räumung von Unſtimmigkeiten an den neuen Rechtszuſtand anzugleichen und in neuer Faſſung 
und Ordnung bekanntzumachen. Er wird ferner ermächtigt, im Falle einer Anderung reichsrecht⸗ 
licher Vorſchriften, die inhaltlich den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechen, letztere im Ver⸗ 
ordnungsweg entſprechend zu ändern. 

(2) Der Miniſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter die für 
die Überleitung und die zur Durchführung, Ergänzung und Ausführung dieſes Geſetzes erforder⸗ 
lichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring Popitz. 


zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Dean ſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit ver⸗ 
kündet. 


Berlin, den 15. Dezember 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
Überblid, 
Erſter Teil: Haushaltsweſen „„ 8 OA 
1. Abſchnitt: Die Grundlagen der ee % ͤ ̃ IEENSSHE ENTE 
2. Abſchnitt: Die Geſtaltung des Haushaltsplans. 88 12 bis 30 
3. Abſchnitt: Die Ausführung des Haushaltsplans 85 31 bis 43 
Zweiter Teil: Teilnahme der Gemeinde am bürgerlichen 
Rech; en. 2 ne ee ESS AA hiszhi 
Dritter Teil: Vermögens⸗ und Shuldenverwaltung. . . Ss 55 bis 85 
1. Abſchnitt Vermögensver waltung 88 
2. Abſchnitt: Schüldenverwaltunnzgzmd 8 g 
3. Abſchnitt: Kaſſenkredite SS 81 bis 83 


4. Abſchnitt: Nachweis und Bewertung des res 5 bie Schulden. SS 84, 85 


Vierter Teil: Wirtſchaftliche Betätigung der Gemeinden. 58 86 bis 102 
1. Abſchnitt: Errichtung wirtſchaftlicher Unternehmungen .. SS 86 bis 89 
2. Abſchnitt: Führung wirtſchaftlicher Unternehmungen. . 8 90 bis 102 


„ unau, Jol ten. str. 127738 
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F fte Beil Kaſſenweſemmññꝛĩð . ? e Ss 103 
Sechſter Teil: Rechnungs- und Prüfungsweſen ac SS 104 bis 138 

1. Abſchnitt: Rechnungslegung der Kaffe » - - - - 5 104 bis 408 


2. Abſchnitt: Aufſtellung der Haushaltsrechnung (Jahresrechnung) .. 8s 109 bis 114 
3. Abſchnitt: Vorprüfung durch das örtliche Rechnungsprüfungsamt . §s 115 bis 120 
4. Abſchnitt: Prüfung und Entlaſtung durch die Aufſichtsbehörde. . 8s 121 bis 138 


Siebenter Teil: Haftung der Gemeindebeamten aus der 
Haushalts- und Wirtſchafts führung. 88 139 bis 141 


Achter Teil: Gemeindeverbände 8 142 


Neunter Teil: Schlußvorſchrifeenn?nn ss 143 bis 147. 
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